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Montag, den 14. Dezember 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Bern, 12. Dezbr. In den Bundesrath ſind gewählt worden: 
Dubs, Schenk, Fornerod, Knuſel, Frei⸗Heroſé, Naf und Pioda. Zum 
Bundes⸗Präſidenten iſt Dubs, zum Vice⸗Präſidenten Schenk erwählt 
worden. : 

London, 12. Dezbr. Nach Nachrichten aas Suez vom 10. d. 
und aus Bombay vom 29. v. Mts. iſt Lord Elgin ſeiner Krankheit 
erlegen. Alle Gebirgsvolker (Hill tribes, Bevölkerung von 531,000 
Seelen an den Abhängen des Himalaya, öſtlich vom Sutledſch) ſind 
gegen die Engländer aufgeſtanden. Der General Sir Hugh Roſe tele⸗ 
graphirt von Lahore unterm 26. v. M., daß Cantonnements in ſeinem 
Bezirk angegriffen und der General Chamberlain und der Oberſt Hope 
verwundet worden, daß die Angriffe jedoch abgeſchlagen ſeien und daß 
Chamberlain ſich ſicher fühle, auch ohne Verſtärkung mit den Angreifern 
fertig zu werden. 


London, 12. Dezbr. Der Pofldampfer „Perſia“ mit 733,000 pen 


Dollars an Contanten hat newyorker Nachrichten vom 2. d. M. nach 
Cork gebracht. Der General Grant hat fernere Operationen für den 
Winter aufgegeben. Meade rückte in dem Thale des Mile Run vor 
und ſtieß auf Lee, hat ihn aber nicht angegriffen, weil feine Pofition 
zu feſt, ſondern ſoll ſich nach Frederiksburg zurückgewandt haben. Ueber 
den Erfolg der Belagerung von Knoxville iſt nichts Poſttives bekannt; 
ein unbeſtätigtes Gerücht ſpricht davon, daß der Belagerer, Longſtreet, 
ſich zurückgezogen habe. (Weitere Ausführung der telegr. Dep. im ge⸗ 
ſtrigen Morgenblatt.) 

Turin, 11. Dezbr. Die „Discuſſione“ meldet: Der Finanzminiſter hat 
mit Rothſchild einen Theil des Anlehens von 200 Millionen abgeſchloſſen. 
Rothſchild übernimmt 75 Millionen zu 71 und denſelben Bedingungen wie 
das Anlehen von 500 Millionen. Die übrigen 125 Mill. werden erſt im 
April oder Mai negociirt. ; 


Preußen. 
Landtags: Verhandlungen. 
16, Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (12. Dezbr.) 


Die Tribünen beim Beginn der Sitzung nur ſpärlich beſetzt. Auch die 

Bänke des Hauſes füllen ſich erſt allmählich. — Am Miniſtertiſche mehrere 
Regierungs⸗Commiſſarien. - 
Präſident Grabow eröffnet die Sitzung um 10% Uhr mit den gewöhn: 
lichen gejhäftlihen Mittheilungen. Erſter Gegenſtand der Tagesordnung iſt 
der Bericht der Budget⸗Commiſſion über den Etat der hohenzollern⸗ 
ſchen Lande. — Berichterftatter Abg. Bleibtreu. Sämmtliche Anträge 
der Commiſſion werden ohne Bemerkung angenommen. 

Es folgt als zweiter Gegenſtand der Bericht der Commiſſion für das 
Juſtizweſen über den Antrag der Abg. v. Lyskowski, Wegener und Mottp, 
detreſſend die Aufhebung der Unterſuchungshaft der Abg. v. Sulerczycki, Nie⸗ 
golewski und Dr. Szumann, fo wie über die Petition des Dr. Szumann, 
welche bereits in einem ausführlichen Auszuge mitgetheilt worden iſt. Der 
Antrag geht auf e der einſtweiligen Freilaſſung für Herrn von 
Sulerczycki, dagegen auf Verſagung für v. Niegolewsli und Szumann. 
Abg. Kratz (Gladbach) hat dazu das Amendem. geſtellt: Zurückverweiſung 
in die Commiſſion zur weiteren Vorprüfung und chtigung der Com⸗ 
miſſion, die Sache in de Sitzung zu verhandeln. 

Abg. v. Lyskowski hat feinen urſprünglichen Antrag — Unterbrechung 
der Haft für die Dauer der Seſſion — als Amendement wieder aufge: 
nommen. 


Abg. Kratz (Gladbach): Ungeachtet mancher Meinungsdifferenzen ſei die 
Commiſſion darin einig geweſen, daß Art. 84 der Verfa ungs⸗ Urkunde dem 
Hauſe nicht das Recht gebe, über Schuld oder Unſchuld der Betheiligten zu 
entſcheiden. Zu fragen ſei indeß, ob in dieſem Falle ein Wahlbezirk unver⸗ 
treten bleiben ſolle im Intereſſe einer Criminalunterſuchung. Allerdings dürfe 
man nicht eingreifen in die A e wenn ein Abgeordneter Dark in 
Haft fei, weil ſonſt die ganze Lage der Unterſuchung geprüft werden müßte, 
das Gericht aber nicht gehalten ſei, die Acten auszuliefern. Man habe an⸗ 
eführt, durch den Eintritt in eine Prüfung der Thatſachen werde eingegrif⸗ 
en in die Criminaljuſtiz; man eigne ſich damit gleichſam eine oberrichterliche 
Gewalt an. Allein es werde durch feinen Antrag in der That kein mate⸗ 
rieller Eingriff unternommen, ſondern nur Siſtirung des eingeleiteten Straf⸗ 
verfahrens begehrt. Die Staatsregierung konne leicht einen Bericht vom 
Gerichtshofe verlangen, und dem Haufe vorlegen. Selbſt wenn das Haus 
nur zu prüfen hätte, ob genügende Indicien für die Einleitung einer Unter⸗ 
ſuchung vorgelegen, ſo würde dabei doch jedenfalls auch auf Thatſächliches 
eingegangen werden müſſen. : 

(Wegen eines plötzlichen Unwohlſeins, welches den Redner befällt, läßt 
der Präſident eine Pauſe eintreten. Nach einigen Minuten beſteigt der Red⸗ 
ner wieder die Tribüne.) Nachdem die Commiſſion am 27. Nov. ihren Be⸗ 
ſchluß dahin gefaßt, daß die Haft des Abg, v. Sulerczycki für die Dauer der 
Seſſion aufgehoben werde, ſei am 1. Dez. ſeitens der Staatsregierung ange⸗ 
zeigt worden, daß die Unterſuchung gegen den Abg. v. Sulerczycki auch auf 
das Verbrechen des Hochverraths ausgedehnt werden ſolle. Dieſen Zwi⸗ 
ſchenfall habe man in der Commiffion mit einer gewiſſen Aufregung aufge⸗ 
nommen, ja ihn als eine Fatalität für die Staatsregierung betrachtet. Daher 
rühre denn fein Antrag, die Sache zu geheimer Berathung in die Commiſſion 
zurüd zu verweiſen, damit dem Miniſter jeder Grund zur Verweigerung ſpe⸗ 
cieller Angaben und Gründe genommen werde. Er bitte das Haus, darauf 
einzugehen, zumal unſere polniſchen Brüder behauptet hätten, ſie würden fort⸗ 
während in ihren politiſchen Rechten gekränkt, und wir fie keinenfalls in dies 
ſem Glauben beſtärken dürften. Er gelber habe noch kein Urtheil in der 
Sache, möchte ſich aber ein ſolches bilden, ausgehend von dem juriſtiſchen 
Grundſatze: „Quisque praesumitur bonus, donee probetur contrarius,“ 
Der bloße Beſchluß des Gerichtshofes ie die Schuld noch nicht In Er 
ſaße nicht, die Verhafteten ſeien unſchuldig, ſondern er ſtimme nur für Auf⸗ 
8 ung der Haft, weil das Recht der Volksvertretung höher ſtehe, als das 

nterejje, welches der Staat an dem Fort: und Ausgange der Criminal⸗ 
Unterſuchung haben könne. — 1 dieſer Rede hat der Cultusminiſter 
v. Mühler am Miniſtertiſche Platz genommen. f 

Juſtizminiſter Graf zur Lippe: Er müſſe ſich d egen das Amende⸗ 
ment des Vorredners erllären. Der Streit über die Auslegung des Art. 84 
der Verfaſſung ſei wieder zu Das formelle Recht des Haufes, zu bes 
ſchließen, daß eine Unterſuchungshaft während der Dauer der Sitzungsperiode 
fal werde werde, ſei nicht zu beſtreiten. Solle aber ein ſolcher Beſchluß ge⸗ 
faßt werden, ſo werde das Haus ſich die Gründe für denſelben klar machen 
müſſen. Habe das Haus ſolche Gründe, ſo werde von der Staatsregierung 
nicht verlangt werden können, daß ſie ihrerſeits ſpecielle Thatſachen anzuge⸗ 
ben habe, weshalb die Unterſuchungshaft Kaste ſei. Die Staatsregie⸗ 
rung ſei bereit geweſen, die ee liche Auskunft zu ertheilen, die in der 
Commiſſion begehrt worden ſei, und ſie habe es gethan. Dieſe Auskunft 
hätte das Haus auch in die Lage ſetzen können, zu beurtheilen, ob die Auf⸗ 
hebung der Unterſuchungshaft gerechtfertigt ſei oder nicht. Dieſe thatjächlicye 
Mittheilung ging zunächſt dahin, daß gegen zwei der Verhafteten der Haft⸗ 
befehl vom Gericht or Hochverraths erlaſſen fd gegen den dritten nur 
auf Grund des § 66 St. G. B. (Vornahme vorbereitender Handlungen zum 
Hochverrath). er Vorredner habe geſagt, daß der weitergehende Beſchluß 
des Gerichts der Staatsregierung fatal geweſen ſei; von einer Fatalität könne 
gar nicht die Rede ſein. Es ſeien dem Gerichte anderweite Beweismittel und 
Thatſachen vorgebracht worden, worauf es die Fiat in n habe neh⸗ 
men müſſen, ob die Unterſuchung auch auf § 61 auszudehnen. Das Gericht 
habe nur ſeine Schuldigkeit gethan, wenn es noch einmal geprüft und einen 
weitergehenden Beſchluß gefaßt habe. Dies könne der Staatsregierung nicht 
fatal ſein. Die Haft ſei unter dieſen Umſtänden eine nach der Criminal⸗ 


Ordnung abſolut nothwendige; es würde ſich nur fragen, ob dieſer ganz be⸗ h 


ſtimmten Vorſchrift gegenübe 
babe ft geg 


r das Haus nicht von ſeinem Rechte u ſtehen 
Es handle 


um ſchwere, mit harten Strafen bedrohte Verbrechen; 


die Haft habe den Zweck, die Execution, falls das Urtheil auf „Schuldig“ 
laute, zu ſichern. Dieſer Zweck würde verfehlt werden, wenn die drei Abge⸗ 
ordneten während der Seſſion freigelaſſen würden. Der Vorredner habe die 
Behauptung, daß etwa tendenzids verfahren worden ſei, nicht aufgeſtellt, und 
die a e habe deshalb doch nicht nachzuweiſen, daß nicht tendenziös ver⸗ 
fahren ſei. Ohne allen Anhalt die Unterſuchungsakten einzuſehen, oder einen 
Bericht aus denſelben erfordern, werde hemmend in den Gang der Unter⸗ 
ſuchung eingreifen. ; 

Das Haus möge alfo nicht, auch nur durch Vorlegung der Akten, der 
Unterſuchung ein Hemnniß anlegen; die Vorunterſuchung ſei beſtimmt, die 
Thatſachen feſtzuſtellen, die Lage der Akten könne ſich jeden Augenblick ändern, 
auch zu Gunſten der Angeklagten, und man könne von preußiſchen Gerichten 
erwarteu, daß dieſelben, ſobald es angezeigt ſei, auch ſofort auf freien Fuß 
geſetzt werden würden. Er mache darauf aufmerkſam, daß das Haus nur 
den Charakter des Verbrechens zu prüfen habe. Das Intereſſe der Rechts⸗ 
pflege würde leiden, wenn einige Angeklagte frei, die andern verhaftet ſeien, 
und es ſeien nicht bloß drei Angeklagte, ſondern 60 —70. Das Intereſſe 
der Juſti pflege überwiege hier das Intereſſe des Wahlkreiſes, der ja vor 

ahlen Kenntniß von der Haft der betreffenden Herren gehabt und die⸗ 
ſelben trotzdem gewählt habe. Er bitte deshalb nochmals im Intereſſe der 
W einer ſo wichtigen Unterſuchung kein Hemmniß in den Weg 
zu legen. a 

Abg. Dr. Simſon: Er habe in der Commiſſion nicht blos für die Auf⸗ 

rechthaltung der Haft der Abgg. v. Niegolewski und Dr. Szumann ſich aus⸗ 
eſprochen, ſondern auch für die des Abg. v. Sulerczydi und werde auch 
Ba dafür ſtimmen. — Nach dem Antrage des Abg. Kratz frage es ſich, 
folle die Entſcheidung über die Aufrechthaltung der Haft ſchon heute erfol⸗ 
gen, oder ſolle fie durch Zurückverweiſung in die Commiſſion hinausgeſcho⸗ 
en werden. Alle Diejenigen alſo, die heute eine Entſcheidung wollten, und 
zu dieſen gehöre auch er, müßten gegen den Antrag des Abg. Kratz ſtim⸗ 
men. Er müſſe noch eine Vorbemerkung machen. Der Abg. Kratz ſage, es 
habe die Mittheilung des Regierungs⸗Commiſſars in der letzten zur Feſtſtel⸗ 
lung des Berichts beſtimmten Sitzung, hinſichtlich der . Un⸗ 
terſuchung gegen den Abg. Sulerczyck! Senſation erregt. Er habe dieſe Sen⸗ 
ſation getheilt und gegen die Wiederaufnahme der Debatte geſtimmt. Man 
müſſe hier unterſcheiden: es ſei nicht der Haftbefehl von dem Richter auf 
Grund des § 61, alſo wegen Hochverraths, beſchloſſen, ſondern die Vorun⸗ 
terſuchung, die bisher nur auf Grund des § 66 des Strafgeſetzbuchs geführt 
war, und auch wegen § 61 eingeleitet worden. Eine Vorunterſuchung bei 
ſolchen Verbrechen müſſe aber außer in beſtimmten, hier nicht vorliegenden 
Fällen, auf Antrag der Anklagebehörde immer eingeleitet werden. Ein neues 
Moment ſei alfo, nachdem einmal der Beſchluß der Majorität der Commiſ⸗ 
ſion gefaßt geweſen, nicht hinzugetreten durch die N e Regie⸗ 
rungs⸗Commiſſars, daß in der Zeit vom 27. November big 1. Dezember — 
ein Zwiſchenraum, der ihn — für ſein Gedächtniß könne Niemand — an den 
berühmten in der Zeit vom 27, Mai bis 1. Juni herbeigeführten „Noth⸗ 
ſtand“ erinnert — neue Beweisſtücke die Einleitung der Unterfuhung auch 
wegen Han Nacht herbeigeführt. Dadurch ſei auch nicht im Geringſten die 
Schale zum Nachtheile des ee ten geſunken. Dieſer Grund ſei alſo 
für ihn nicht beſtimmend hinſichklich ſeines Votums für Aufrechterhaltung der 
galt auch des Abg. v. Sulerczycki. — In der Sache ſelbſt habe ſowohl der 
ntragſteller als die Commiſſion das 4te Alinea des Art. 84 im Auge ges 
habt. Der Art. 84 aber beſtimme nicht, jedes Strafverfahren, jede Unter⸗ 
ſuchungshaft gegen ein Mitglied des Hauſes ſolle während der Dauer der 
Sitzungsperiode aufgehoben werden, auch nicht, daß die Regierung die Ge⸗ 
nehmigung zur Fortdauer der vor Zuſammentritt des Landlags verhängten 
Haft nachſuchen müßte; es heiße ausdrücklich: Das Verfahren, reſp. die 
aft werde aufgehoben, wenn das betreffende Haus es verlange. Es be⸗ 
mmte alſo das ate Alineg des Art. 84 lediglich das Recht des Hauſes, die 
ufhebung der Haft zu verlangen, und das ſetze voraus, daß es dazu einen 
triftigen Grund habe. Es könne nicht jagen: Sie volo, sie jubeo, stat pro 
ratione voluntas! 

Er halte den von der Juſtizcommiſſion aufgeſtellten Grundſatz, daß durch 
den Art. 84 als Regel feftgeitellt ſei, daß die Mitglieder der beiden Häuſer 
des Landtages während der Dauer der Seſſion von jeder Haft befreit blei⸗ 
ben ſollten, und daß das Eintreten der Haft oder das Fortbeſtehen einer 
vorher F Wise Haft lediglich als Ausnahmefall zu ſtatuiren ſei, für 
nicht glücklich gewählt. Die drei Zeilen lange Motivirung des Antrages des 
Abg. Lyskowski durch den Art. 84 genüge eben nicht. Der Art. 81 ſtatuire 
im 4. Alinea eben ein beſtimmtes Forderungsrecht der Kammer, das einen 
beſonderen Grund borausfege, Er müſſe allerdings dem Juſtizminiſter bes 
ſtreiten, daß die Befugniß der Kammer irgendwie begrenzt ſei durch die 
Schwere des Verbrechens. Es ſei auch irrelevant, ob die Criminalordnung 
die Haft wegen Hochverraths für nothwendig erkläre; Niemand könne dem 
Hauſe das abſolute formelle Recht beſtreiten, ſelbſt ein des Hochverraths, ja 
des Vatermords angeklagtes Mitglied von der Haft zu befreien. Das Recht 
der Kammer ſei in dieſer Beziehung durchaus mn dane Es handle ſich 
im vorliegenden Falle vielmehr darum, ob man annehmen könne, der Stgats⸗ 

erichtshof werde ohne die dringendſten Gründe des Verdachts eine Haft be⸗ 
ließen. Der * Kratz habe dieſe Frage nicht beantwortet. — Es ſei die 
Rückſicht auf die Wähler angeführt worden. Hier aber müſſe man doch fra⸗ 
en, wann habe denn die Verhaftung jtattgefunden, Das ſei im Mai und 
Fun geſchehen, als nur einer von den drei Verhafteten Mitglied des Land⸗ 
tages geweſen, als die Auflöfung des Landtages noch weit im Felde geſtan⸗ 
den und nur Prophetengabe es vermocht hätte anzugeben, die drei Verhafte⸗ 
ten würden ſämmtlich zu Abgeordneten gewählt werden. In dieſem Falle 
müſſe er denn doch ſagen, wenn er auf der einen Seite wünſche, daß die 
Regierung keine tendentibſen Prozeſſe gegen Abgeordnete anſtrenge, fo halte 
er es auf der andern Seite doch für wenig angemeſſen, wenn ein Wahlbezirk 
tendentidjerweife Abgeordnete wähle, damit von dem Art. 84 Gebrauch ge⸗ 
macht werden könnte, um ſo in den Gang der Juſtiz einzugreifen. Bravo 
r, Es ſei allerdings in zarter Weiſe in dem Commiſſions⸗Berichte 
darau 500 ale worden, daß es ſich hier um einen Beſchluß des Stuats⸗ 
gerichtshofes, alſo eines Ausnahmegerichts, handle. Er ſei einer von denen 
geweſen — nur wenige Abgeordnete jener Zeit ſäßen noch im Hauſe — die 
dieſes im letzten Momente in unſere Verfaſſung eingefügte Inſtitut für ver⸗ 
derblich und beklagenswerth erklärt, die der Regierung Mach damals gefagt, 
die Verurtheilung eines ſolchen Gerichts würde ihr wenig nutzen, freiſprechen, 
aber unendlich ſchaden. Jetzt aber ſei das Inſtitut einmal integrirender 
Theil der Verfaſſung und man müſſe hierin gerade das Beiſpiel der Eng⸗ 
länder nachahmen, die das einmal wider ihren Willen zum Geſetz Gewordene 
als Landesgeſetz achteten. . ? ; g : 

Und dann fei der Sie Milde immerhin doch ein preußiſcher Gerichts⸗ 
hof und gebildet durch die Mitglieder eines durch ſeine Geſchichte ehrwürdi⸗ 
gen Gerichts: des Kammergerichts. Heute gerade ſei der 84jährige Jahres⸗ 
tag des Tages, an welchem die Mitglieder des Kammergerichts in der be⸗ 
rühmien Müller Arnold'ſchen Sache vor ihren erzürnten Monarchen hätten 
treten müſſen, weil ſie nach ſeinem Willen das preuß. Civilrecht nicht hätten 
beugen wollen. Man meine irrthümlich, daß die fortdauernde Beſchaͤſtigung 
eines Richters mit ſchweren Verbrechen ihn Auen ge für die Angeklagten 
ſtimme; er beſtreite das und behaupte aus eigener Erfahrung, daß die Be⸗ 
e des Strafgeſetzbuchs dem Richter bei a Anwendung immer 
chärfer zu Gunſten des Angeklagten hervorträten. Der Abg. Kratz habe aber 
ferner nicht gejagt, was er mit ſeinem 1 bezwecke. Wolle er einen 
Ausſpruch des Hauſes über das wahrſcheinliche Urtheil? Das wäre ja eine 
ganz unſtatthafte Anticipation des richterlichen Urtheils. Der Antrag würde 
aber nur die Folge haben, die Entſcheidung in infinitum hinauszuſchieben. 
en rechts!) Er werde aber IE und das würde auf das Tiefſte zu 

eklagen fein, das Verhältniß dieſes Hauſes zu dem preußiſchen Richterſtande 
erſchuͤttern. — Eine geheime Berathung bei viertehalbhundert Mitgliedern, 
die in dem Antrage des a Kratz mitverlangt ſei, erinnere an den berühms 
ten confidentiellen Kanonenſchuß des früheren Miniſters v. Schleinitz. Er 
für feine Perſon wolle keinerlei Eingriffe in die Rechtsſprechung preußiſcher 
Gerichte. Er wolle auch in ſich nicht die Vermuthung auftommen laſſen, ob 
die Angeklagten ſchuldig oder nicht. Er wolle auch von politiſchen Gründen 
nichts wiſſen: es ſei gleichgiltig, zu welcher Fraction die Abgeordneten ge⸗ 
orten. Das Abgeordnetenhaus habe lediglich darüber zu urtheilen, ob anders 
als im ſtrenggeſeßlichen Sinne, ob in irgend welcher tendenzibſen Abſicht 
Unterſuchung und Haft beſchloffen worden ſei. Damit ſtimme die bisherige 


Praxis, damit ſtimmte alle Staatsrechtslehre, wie v. Rönne, Zacharige (Red⸗ 
ner berliejt die betr. Stellen) überein. Er habe, als er bei Gelegenheit der 
Preßverordnung zum letztenmale geſprochen, mit tiefem Schmerz die Regie⸗ 
rung darauf hingewieſen, daß ſie dadurch das Königthum von ſeinem Funda⸗ 
ment, von der Juſtiz, trenne; er habe es auf's Tiefſte bedauert, als an 
einem anderen Orte die Unparteilichkeit preußiſcher Gerichte angegriffen wor⸗ 
den ſei, ohne daß der einzig dazu competente Mund dieſe Angriffe energiſch 
zurückgewieſen (lebhaftes Bravo auf allen Seiten); er bitte das Abgeordneten⸗ 
Haus, nicht einen ähnlichen Weg zu gehen und aus dieſem Grunde die Zu⸗ 
ſtimmung zu dem Antrage des Abg. v. Lyskowski zu verſagen. (Bravo rechts.) 
Abg. Motty: Seine Auffaſſung des Art. 84 der Verfaſſung, ſowie, 
glaube er, die der Majorität dieſes Hauſes ſtimme nicht überein mit der des 
Vorredners. Das Haus habe neulich erſt ausgeſprochen, in der Regel ſei 
jede Unterſuchung gegen einen Abgeordneten während der Seſſion zu ſiſtiren, 
nur in Ausnahmefällen habe dies nicht zu geſchehen. Hier handle es ſich 
nun nicht einmal um Aufhebung der Unterſuchung, ſondern nur der Unter⸗ 
ſuchungshaft. Gründe der Rechtspflege für die Fortdauer derſelben ſeien 
nicht vorhanden, ſie ſie könnten fortdauernd vernommen werden, Colluſionen 
und Fluchtverſuche ſeien nicht zu befürchten; zwei der Abgeordneten ſeien 
während der Unterſuchung beurlaubt, einer ſogar in ausländiſchen Bädern 
geweſen. Auch politiſche Gründe für die Fortdauer der Haft lägen nicht vor. 
Die Verbrechen, deren die drei Abgeordneten beſchuldigt würden, zeugten nicht 
von Mangel an ehrliebender Geſinnung. Ein ſchweres poltiſches Verbre⸗ 
chen ſei an ſich kein Grund zur Nichtanwendung des Art. 84. Gerade im 
vorliegenden Falle ſei es mehr als wahrſcheinlich, daß die Verfolgung eine 
tendenzidfe ſei. Es ſeien dafür wohl jene Gründe der fogenannten 
17 Politik“ maßgebend, welche die Regierung in der polniſchen Frage 
überhaupt geleitet hätten. — Redner geht nunmehr in eine längere Aus fabe 
rung über die Entſtehung und Veranlaſſung der ſchwebenden Unterſuchung 
und kommt dabei auf die Verhandlungen über die Convention vom 8. Febr., 
die Aeußerungen des Hrn. v. Bismarck gelegentlich der Adreßdebatte im 
Herrenbauſe über die Gefahr eines ſelbſtſtändigen Polenreichs an der preußi⸗ 
ſchen mar zurück. Er kommt zu dem Reſultat, daß man in tendenzibſer 
Weiſe die ehauptung aufgeſtellt habe, daß der Aufſtand im Königreich Polen 
gegen Preußen gerichtet ſei. In dem bekannten Erlaß des Oberpräfiden« 
ten der Provinz Poſen, Horn, ſei, noch ehe man irgend etwas über die Ten⸗ 
denzen des Aufſtandes wiſſen konnte, die Theilnahme daran als ein hoch⸗ 
verrätheriſches Unternehmen gegen Preußen bezeichnet worden. Die Regie⸗ 
rung ſei alſo mit vorgefaßter Meinung an die Sache gegangen, man habe 
die Thatſachen den Strafrechtsparagraphen angepaßt, nicht umgekehrt; man 
habe „Hochverräther“ gemacht, ſtatt ſie zu ſuchen. Die beim Gr. Dzia⸗ 
lynski gefundenen Papiere bildeten die Grundlage der ſchwebenden Unter» 
ſuchung; das Kreisgericht in Poſen habe auf Grund derſelben den Antrag 
auf Verhaftung des Grafen Dzialynski abgelehnt und in den Gründen 
dieſes Beſchluſſes conſtatirt, daß es ſich nur um Unterſtützung des Aufſtandes 
im Königreich Polen handle. Und auf dieſe Papiere ſei man wegen „Hoch⸗ 
verrath“ eingeſchritten gegen über 70 Perſonen, deren Namen nur darin ge⸗ 
nannt, ja deren N nur bezeichnet ſeien. Redner citirt eine 
Reihe von Fällen, die er zu beweiſen bereit ſei, in denen ohne genügende 
Gründe gegen Perſonen aus den verſchiedenſten Ständen eingeſchritten, ſie 
zum Zeugniß genöthigt, einem Manne ſogar Strafloſigkeit unter der 
Yeringung — der Denunciation Anderer zugeſichert ſei. ; 

Ein Sekretär des Grafen Dzialynski, übrigens ein franzbſiſcher Unter⸗ 
than, ſei 14 Tage lang in polizeilichem Gewahrſam gehalten und „als er 
die Inſinuation, über den Grafen Alles zu ſagen, was er von ihm wiffe, 
mit Entrüſtung zurückgewieſen, in das Criminalgefängniß gebracht und 
hier als Zeuge vernommen worden; da er nun den Zeugeneid nicht able⸗ 
gen wollte, ſei er nach ſechswöchentlicher Haft als des Hochberraths verdäch⸗ 

ig in die Hausvoigtei gebracht worden. Ein Gutsbefitzer ſei wochenlang 
als eee im Gefängniß behalten, da nichts gegen ihn vorlag, wie⸗ 
der freigelaſſen und dann über denſelben Gegenſtand als Zeuge vernommen 
worden (Hört! hört!). Daß man Leute, die Waffen angekauft, Steuern für 
den Aufſtand bezahlt, Mannſchaften angeworben, ſogar jelbjt beim Aufſtande 
thätig geweſen und gekämpft haben ſollen, als Zeugen eidlich vernom⸗ 
men, komme alle Tage vor, während man Gutsbesitzer, in deren Scheu⸗ 
nen einige Sättel oder Gewehre gefunden worden, als des Hochverraths 
verdächtig verhafte, und ebenſo ſelbſt gegen deutſche Kaufleute und Gewehr⸗ 
fabrifanten verfahre. So ſei auch der Abg. Szumann, wie allgemein be⸗ 
kannt ſei, und aus feiner Petition vollkommen erhelle, allein deshalb ver⸗ 
haftet, weil in den Dzialynskiſchen Papieren folgender Paſſus vorkomme: 
die Anfangsbuchſtaben II. G,, der Buchſtabe 2, die Anfangsbuchſtaben eines 
Wortes: ezar , die Anfangsbuchſtaben eines anderen Wortes o 
und die Zahl 260. Das werde nun dahin interpretirt, 
aus dem czarnikower Kreiſe hat erledigt 260 Thaler.“ Und doch ſtimmten 
jene Anfangsbuchſtaben H, O. nicht einmal mit denen des Abgeordneten 
H. G.); und ſei es nicht ein wunderbarer Zufall, daß der Abg. Sulerczycki, 
obald er zum Abgeordneten gewählt und die Juſtizcommiſſion ſich für 1 
Freilaſſung ausgeſprochen habe, urplötzlich aus der Kategorie des § 66 in 
die des § 61 des Strafrechts, alſo don 5 Jahren Zuchthaus zum Beile 
des Henkers avancirt ſei? (Bewegung). - 

Nach allem dem fei die öffentliche Meinung in der ganzen Provinz, die 
Meinung ſogar deutſcher Richter und Staatsanwälte daſelbſt, der Zweck 
der Unterſuchung ſei nicht das N der Rechtspflege, fondern der 
preußiſch⸗ruſſiſchen Politik. Die Haft der drei Herren ſei eine prä⸗ 
ventive, hervorgegangen aus dem Beſtreben, die einflußreichſten Grund⸗ 
beſitzer der Provinz für die Unterſtützung des Aufſtandes in Polen unſchäd⸗ 
lich zu machen. Er hoffe, die Majoriät werde ſich für Freilaſſung der drei 
Abgeordneten ausſprechen und bitte deshalb, principiell für das Amendement 
Lyskowski, eventuell für das Amendement Kratz zu ſtimmen. (Beifall links 
und bei den Polen.) , 

Juſtizminiſter Graf zur Lippe: Gegenüber der Infinuation des Vor⸗ 
redners, als habe das Gericht in dem vorliegenden Falle es nicht mit „Hoch⸗ 
verräthern“ zu thun, ſondern als wolle man die Betheiligten erſt durch die 
Unterſuchung zu Hochverräthern machen, wolle er nur daran erinnern, daß 
es unabhängige Pen wich Richter, Mitglieder des preußiſchen 
Kammorgerichts iche welche die Unterſuchung führen, und daß 2 
mit der preußiſch⸗ruſſiſchen Politik nichts zu ſchaffen hätten. (Unruhe links.) 
Er appellire an das Vertrauen, welches das Land ſtets zu den preußiſchen 
Richtern, und insbeſondere i. dem Kammergerichte gehegt habe. Um den 
materiellen Stand der Unter uchung gegen die einzelnen Angeklagten habe 
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er ſich bisher nicht gekümmert, er ſei aber überzeugt, daß die ſeitens des | 


Vorredners vorgebrachten Einwendungen und Bedenken ſich vollſtändig erle⸗ 
digen würden, ſobald man den wahren Sachverhalt genau kennen lernte. 
In Betreff des Klasse Dzyalinski wolle er noch bemerken, daß der früher 
gegen denſelben erlaſſene Haftbefehl nur deshalb unausgeführt geblieben ſei, 
weil Jener damals Mitglied des Abgeordnetenbauſes geweſen ſei und vom 
Hauſe die 3 u ſeiner Verhaftung nicht rechtzeitig habe erlangt 
werden können. (Die Seſſion iſt bekanntlich an dem Tage, wo der die Ge⸗ 
nehmigung zur aan beantragende Commiſſionsbericht auf der Tages⸗ 
ordnung ſtand, geſchloſſen worden.) 

Abg. Rohden: Er ſei dem Herrn Juſtizminiſter dafür dankbar, daß er 
ihn der Vertretung derjenigen Behörde überhoben habe, welcher er zur Zeit 
perſönlich angehöre. Als Mitglied der Juſtizcommiſſion im vorigen Jahre 
könne er beſtätigen, daß das Kreisgericht in Poſen die Verhaftung des Gra⸗ 
en Dzialynski nur abgelehnt habe, weil er Mitglied des Abgeordneten⸗Hau⸗ 
es war. Ueber die ſonſtigen Thatſachen könne er ſich nicht äußern, wolle 
aber bemerken, daß die Beschwerde der 1 Weg geweſen, die betref⸗ 
fende Thatſache vorzubringen, als die Mittheilung im Hauſe. Den Vorwurf 
der Tendenz, welchen der Vorredner gegen die Gerichte und das verfaſſungs⸗ 
mäßige Verfahren gerichtet, müſſe er zurückweiſen. Der Artikel 84 ſei von 
dem Abgeordneten Simſon richtig interpretirt worden. Er ſage, „jede Unter⸗ 
ſuchung wird 37 f 1 wenn die betreffende Kammer es verlangt“, alſo 
nicht: das Haus ſol le jede Unterſuchung aufheben. Schon früher ſei mit 
Recht im Hauſe ausgeſprochen worden, daß dabei politiiſche Gründe zu 
entſcheiden hätten, lägen ſolche nicht vor, 55 ſei die Aufhebung des Verfah⸗ 
rens eben nicht zu beſchließen. Gleich auf Art. 84 folge Art. 86 ff. „Von 
der richterlichen Gewalt.“ In dieſe ſei nicht einzugreifen, und ſchon deshalb 
das Amendement Kratz 1 — In Betreff des Abg. v. Sulerczyckt 
könne auch er, gleich dem Abg. für Malmedy, dem Commiſſions⸗Antrage far j 


könne ſicherlich den Gebrauch des Art. 84 ſeitens des 


alſo zu einem hochverrätheriſchen Unternehmen 


die polniſche Bewegung 


ſei verhaftet worden auf Grund eines bei der Unterſuchungs⸗Commiſſion 
untergeſchobenen gefälſchten Schriftſtücks. Er wiſſe, daß er damit eine ſchwere 


letzt nicht beitreten. Es fei zur Zeit kein Grund für deſſen Freilaſſung vor⸗ 
handen, wie Redner aus den Ausführungen des Commiſſionsberichts in län: 
gerer Ausführung darzuthun ſucht. Wohl aber dürfte ſich ein Nachtragsrefe⸗ 
rat in Betreff dieſes Lordneten zur nochmaligen Prüfung der inzwiſchen 
bekannt gewordenen Thatſachen empfehlen. — Hinſichtlich der beiden andern 
l halte er durch den ordnungsmäßigen Haftsbeſchluß des betref⸗ 
fenden r. die Sache als für das Haus erledigt. Er beantrage, den 
Antrag des Abg. v. Lyskowski und Genoſſen an die Juſtiz⸗Commiſſton zur 
anderweiten Berathung hinſichtlich des Abg. v. Sulerczycki gemäß näherer 
Wien ben derjenigen Thatſachen, welche die gegen den genannten Abgeord⸗ 
neten beſchloſſene Verhaftung bedingen, ſeitens der königl. Staatsregierung, 
zurückzuverweiſen. — Der Antrag wird ausreichend unterſtützt. 

Abg. Dr. John (Labiau) wendet ſich gegen * von dem Juſtiz⸗ 
miniſter und einigen Vorrednern berührte Punkte. Das Recht des Hauſes 
5 nicht blos unzweifelhaft, 3 müſſe jedenfalls in Anwendung ge⸗ 
racht, und mußten die Wähler dadurch in ihrem Rechte geſchützt werden; 
denn wenn ſie auch von der Anklage und Haft des von ihnen Gewählten 
Kenntniß gehabt, ſo haben ſie eben in dem guten Glauben gewählt, daß das 

aus den Art. 84 der Verfaſſungsurkunde für fie geltend machen werde. 

it Unrecht habe die Commiſſion ſich in eine Controverſe darüber eingelaf+ 
ſen, wann das Haus Anwendung von ſeinem Rechte machen ſolle und wann 
nicht. Nachdem Redner die Stellung des Staatsgerichtshofes und der Kri: 
minalordnung zu dem vorliegenden Falle erörtert, auch einen Paſſus der 
Anklageſchrift gegen die poſener Angeklagten verleſen, fährt er 47 Er wolle 
ſich keine Kritik der Anklage erlauben, ſondern nur darauf aufmerkſam 
machen, daß man hier zu dem Begriffe des Verrathes erſt mittelſt einer 
Schlußfolgerung gelangt ſei, und ein ſolcher Begriff ſei doch jedenfalls 
ein künſtlicher. Eine derartige Conſtruction des Begriffes „Hochverrath“ 
| a auſes nicht aus: 
ſchließen. Man ſolle ſich hüten, den Einwand für durchgreifend zu halten, 
„Die Angeklagten kin verhaftet auf Grund der §8 61 und 66 des Straft 
gejegbuches“, weil ſonſt die Juſtizcommiſſion in ähnlichem Falle jedesmal zu 
dem Schluſſe kommen müßte: „Nicht freizulaſſen“. Das Ergebniß dieſer 
Betrachtung iſt offenbar ein non liquet, das Bedürfniß näherer Au Bu 
nachgewieſen. Redner kommt, um zu zeigen, was der Staatsgerichtshof al 
„Hochverrath“ auffaſſe, auf die Verurtheilung des Propſtes Tomicki zu Ko: 
nojat zu ſprechen. Derſelbe habe in einem polniſchen Blatte in Bezug auf 
den Aufſtand im ruſſiſchen Polen folgende Worte an die Leſer gerichtet: 
„Verwandelt eure Pflugſcharen in Schwerter, eure Hacken in Lanzen, denn 
ein freies Vaterland iſt das Paradies auf Erden.“ 

Dieſe Worte habe der 1 dahin gedeutet, als ſei darin das 
polniſche Volk zur Wiederherſtellung des alten Polenreichs und implieite 
[ e gegen den preus 
ßiſchen Staat, durch Losreißung von Theilen deſſelben, aufgefordert wor: 
den, und habe in Folge deſſen den Angeklagten ten Den Einwürfen 
des Juſtizminiſters könne er, mit dem Hinweiſe darauf begegnen, daß wäh⸗ 
rend jeder Vorunterſuchung die Oberſtaatsanwaltſchaft das Recht habe, die 
Acten einzuſehen, es folglich dem Herrn Juſtizminiſter ein Leichtes ſei, dem 
Bayle durch Verweiſung an die ihm untergebenen Behörden eingehende Aus: 
unft aus den Acten zu verſchaffen. Von einem Eingriffe des Hauſes in die 
richterlichen Functionen ſei keine Rede; Niemand wolle, nach dem Ausdrucke 
eines Vorrednees „zu Gericht ſitzen“ über Richter. Habe der Staatsgerichts⸗ 
hof die Haft beſchloſſen, ſo kritiſire er (Redner) an dieſem Acte nichts, ſon⸗ 
dern er fordere nur eine Entſcheidung darüber, ob die Verhafteten länger 
in Haft verbleiben ſollen. Und weil der Bericht der Juſtiz⸗Commiſſion 
durchaus nicht nachweiſe, ob Grünge dafür vorhanden ſeien, ſo bitte er das 
Haus, gegen den Commiſſionsantrag und für das Amendement des Abg. 
75 5 zu Kane: b 

er Schluß der Debatte wird beantragt und angenommen. 

Abg. Dr. Metzig hat während der Abſtimmung über den Schluß zu 
einer Bemerkung zur Geſchäftsordnung das Wort erbeten. Nachdem die 
Abſtimmung erfolgt iſt, bittet er, ihn noch zum Wort zu verſtatten, da er 
Auftlärungen über die Sache geben könne, die nur ihm zu Gebot ſtänden. 
Da Präſident Grabow dies für unzuläſſig erklärt, erhält Dr. Metzig das 
Wort zu einer perfönlihen Bemerkung. Er ſchreitet unter großer Heiter⸗ 
terfeit des Hauſes auf die Rednertribune, wo ſich ein auf der Journaliſten⸗ 
tribüne nicht verſtändlicher und auch im Hauſe von dem Rufe: „lauter!“ 
begleiteter Dialog zwiſchen ihm und dem Präſidenten Grabow entſpinnt. 
Letzterer erklärt ſodann, daß er nur zu einer ſtreng perſönlichen 8 
das Wort ertheilt habe. Dr. Metzig will ſeine Bemerkung mit einer . [ 
derung deſſen, was er ſeit 15 Jahren in Betreff der f tan person Politik 
1 beginnnen, wird durch den Ruf: „das iſt keine perſönliche Be⸗ 
merkung!“ unterbrochen, und verläßt nach den W } 
zehn Jahren die Anſicht vertreten, daß Preußen als ſolches“ die Tribüne. 

Die Abgg. 1 (Gladbach), Dr. Simſon, Motty und der Juſtiz⸗ 
miniſter Graf zur Lippe verwahren ſich gegen gegenſeitige Mißverſtändniſſe 
ihrer Aeußerungen. Die Discuſſion bleibt geſchloſſen, und erhält nunmehr 
das Wort der Antragſteller Abg. v. Lyskowski. Der Jae habe 
für die Makelloſigkeit des Staatsgerichtshofes eine Lanze eingelegt. Er habe 
darauf zu erwidern, daß es mit der Unabhängigkeit des preußiſchen Richter⸗ 
ſtandes nicht ſo glänzend ſtehe (oh! oh! Widerſpruch rechts), wie man nach 
der Rede des Juſtizminiſters annehmen ſollte, weil ein Disciplinargeſetz exiſtire, 
welches allen Grundſätzen des Strafrechts zuwiderlaufe. Der Herr Miniſter 
habe ſich des Staatsgerichtshofes ganz insbeſondere angenommen; er habe 
nichts dagegen, hätte aber doch end, daß bei einer anderen Gelegenheit, 
wo die größten Vorwürfe durch das ganze Land und auf den ganzen „demo⸗ 
kratiſirten Richterſtand“ geſchleudert worden ſeien (ſehr richtig, bravo), daß 
bei dieſer Gelegenheit der Chef der Juſtiz für die preußiſchen Richter einge⸗ 
treten wäre. (Lebhafte Zuſtimmung.) — Der Ernſt der Zeit trete mit der 
Mahnung hervor, daß dem Hauſe nur noch eine kurze Zeit zugemeſſen ſei. 
Er glaube, daß es vor Allem der Beruf des Hauſes ſei, die We und 
Bedeutung der Serfaflung hoch zu halten und zu 9 etrachte man 
die Verfaſſungs⸗Urkunde genauer, jo 1 5 man ein Gerippe ohne Fleiſch, 
weil zur Erfüllung der bielen Verheißungen der Verfaſſungs⸗Urkunde die 
nothigen Spezialgeſetze fehlten. Nur wenige Artikel ſeien vorhanden, die 
wirklich einen realen Grund und Boden hätten, und zu dieſer kleinen Zahl 
von Artikeln gehöre der Art. 84. Dieſer garantire nicht nur das Intereſſe 
der Wähler, ſondern erkläre auch im Großen und Ganzen die Unabhängig⸗ 
keit und Freiheit des Hauſes. Der Artikel habe auch deswegen noch eine 88 
Bedeutung, weil ſeine Anwendung einzig und allein in die freie Ueberzeugung 
und Erwägung des Hauſes gelegt ſei. Das hohe Intereſſe der Wähler die 


hohe Beſtimmung des Abgeordneten könnten nur von außerordentlichen In⸗ 


tereſſen der Ar überwogen werden, und die Staatsregierung müſſe 
dieſen Beweis führen. Die Staatsregierung ſei nur im Beſitze des Mate⸗ 
rials, und daſſelbe müſſe in einem — 75 Umfange vorgelegt werden, daß 
das Haus ſich daraus ein Urtheil bilden könne, denn ſonſt wäre der Art. 84 
illuſoriſch. Die der Commiſſion gemachten Mittheilungen des Juſtizminiſters 
ſeien ungenau, namentlich über den dem Abg. v. Niegolewski ertheilten Ur⸗ 
laub. Der Urlaub, den er im Original vor ſich habe, laute: Der ꝛc. v. Niego⸗ 
lewski wird aus der Per 5 ungshaft auf 8 Wochen nach Berlin und Um⸗ 
gegend beurlaubt. Der 1 habe angegeben, daß v. Niegolewski 
nur nach der hieſigen Stadt beurlaubt geweſen ſei. 

Wenn dieſe Auskunft des e nicht ganz der Sache entſpreche, 
was ſolle man überhaupt pon der Richtigkeit ſeiner Angaben halten? (hört! 
hört!) Er konne nicht einſehen, wie das Intereſſe der übrigen Verhafteten, 
durch die Freilaſſung der drei Abgeordneten verletzt werden ſolle. Der Red⸗ 
ner citirt den bekannten analogen gel im bſterreichiſchen Abgeordnetenhauſe. 
Dort habe der Juſtizminiſter das Recht des Hauſes, von der 1 jede 
Auskunft zu verlangen, welche es für nöthig erachte, um von ſeinem Rechte 
Gebrauch zu machen, vollkommen anerkannt und dem Hauſe die erforderliche 
Auskunft, jedoch mit dem Vorbehalte der Geheimhaltung bereitwillig ertheilt. 
Er konne nicht begreifen, weshalb der Juſti 58 dem Hauſe gegenüber, 
mit dieſer Sache nicht herausrücken wolle. (Seiter eit.) Der Staaksgerichts⸗ 
hof widerſpreche dem urſprünglichen Geiſte der Ver aſſung, er ſei in den 
Zeiten der ärgſten Reaction emanirt und in der Richtung, welche die Staats. 
regierung in der polniſchen Ide einſchlage, liege ſchon eine Parteinahme 
gegen die Verhafteten. Welche Urtheile von Behörden und Beamten über 
efällt würden, davon wolle er einen Beweis liefern. 
Ein Diſtricts⸗CTommiſſar habe in einer Verſammlung von Schulzen geäußert: 
Verflucht ſei Derjenige, der ſich mit den Aufſtändiſchen in Polen verbinde, 
verdammt jei er auf Erden. Wer habe ſich denn bis jetzt angeſchloſſen? 
Vagabunden und lüderlich Kerle, die nicht mehr arbeiten wollen, ꝛc. (Heiter⸗ 
keith. — Redner geht auf das Unterſuchungsverfahren ſelbſt über. Er habe 
den Abg. v. Sulerczycki geſprochen. Dieſer habe ſich, von ſeiner Reiſe ins 
Ausland zurückgekehrt, beim Unterſuchungsrichter zur Vernehmung gemeldet 
und ſei von dieſem bedeutet worden, die Sache ſei nicht eilig oder erheblich. 
Die Verhaftung und ſpätere Ausbehnung der Unterſuchung auf Hochverrath 

md demnächſt erfolgt auf Grund der Denunciation eines bereits wegen 
eineids beſtraften Menſchen. Die Verhaftungen in dieſer Sache ſeien 
überhaupt mit dem größten Leichtſinn erfolgt, ein Herr Ed. v. Taczanowski 


orten: „Ich habe ſeit fünf⸗ 
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Anſchuldigung ausſpreche, es liege ihm aber eine eidesſtattliche Ausſage des 
Herrn v. Taczanowski ſelber vor. (Redner verlieſt dieſelbe). 

„Dennoch ſei bei einer in feiner Abweſenheit veranſtalteten Hausſuchung 
ein Brief, gezeichnet „Ed. y. 7.“ gefunden, deſſen Handſchrift e 


Aehnlich eit mit einer der betr. Denunciation gehabt, und den der Angeſchul⸗ 
digte nie geſehen habe. Darauf hin ſei die Verhaftung erfolgt und die Se⸗ 
queſtration eingeleitet worden. Die Richtigkeit dieſer Ausſage ergebe ſich 
auch daraus, daß der Verhaftete ſpäter wieder in Fo geſetzt worden je 
Redner ſchließt mit einer warmen Hinweiſung darauf, daß jetzt, wo die deutſche 
yupenb nach Waffen und Geld zur Unterſtützung ihrer Brüder in Schleswig: 
Holſtein rufe, das Haus die preußiſch⸗xuſſiſche Politik zur 3 Po⸗ 
lens nicht unterſtützen und der Regierung ein Vertrauensvotum geben könne. 
„Wir, m. H., machen kein Geheimniß aus unſern Sympathien für unſere 
Brüder in Polen; wir würden feige Schurken ſein, ſprächen wir dieſelben 
nicht offen aus. Wir ſind ſtolz darauf, daß nicht blos mit Worten für die⸗ 
ſelben von uns geſtritten wird, ſondern daß auch Kämpfer für ihre Sache 
aus unfern Reihen hervorgegangen find. Ich hoffe, daß auch Sie uns bei⸗ 
ſtimmen und die Freilaſſung aller drei Abgg. beſchließen werden.“ (Lebhaf⸗ 
tes Bravo der Polen.) . 

Abg. Immermann recapitulirt als Ref. unter großer Abſpannung des 
Hauſes die Ausführungen des Berichts, auf den er auch ausdrücklich verweiſt. 

Die vorliegende Frage müſſe von jeder Antipathie oder Sympathie frei 
bleiben, und lediglich auf Grund des Art. 84 der Verfaſſung, auf dem Bo⸗ 
den des formellen Rechts und der Competenz des Abg.⸗Hauſes entſchieden 
werden. In dieſer Beziehung verweiſe er — den von der Commiſſion an⸗ 
genommenen Grundſatz, „daß durch den Art. 84 als Regel feſtgeſtellt iſt, daß 
die Mitglieder der Häufer während der Dauer der Sitzungsperiode von jeder 
Haft befreit bleiben ſollen, und das Eintreten der Haft oder das Fortbeſtehen 
einer vorher eingetretenen Haft leviglich als Ausnahmefall zu ſtatuiren iſt.“ 
— Es bedürfe alſo in jedem Falle der beſonderen Rechtfertigung der Haft. 
In dieſer Beziehung ſei nun die Commiſſton eini 2 5 Wie in Bezug 
auf die Anwendung in den vorliegenden Fällen, ba e ſich eine Differenz in 
der Commiſſion herausgeſtellt. — Der Referent recapitulirt hier die in der 
Commiſſion hervorgetretenen Differenzen, wendet ſich ſchließlich unter großer 
Unruhe des Hauſes gegen den Antrag des Abgeordneten Kratz, und bean⸗ 
Ang Namens der Commiſſion die unveränderte Annahme des Commiſſions⸗ 

ntrages, 

Ueber die vom Präſidenten verkündete Frageſtellung erhebt ſich eine län⸗ 
gere Debatte; Graf Cieszkowski beantragt über das Lyskowski'ſche Amen⸗ 
dement, als das am teitelten ehende, zuerſt abzuſtimmen, zieht aber gegen- 
über den Bemerkungen der Abgg. Graf Schwerin und v. Hoverbeck 
feinen Einwand zurück; ein vom Abg. Denzin beantragter Namensaufruf 
über dies Amendement findet nicht die nöthige Unterſtützung. Das Haus 
ſchreitet zur Abſtimmung über das Amend. des Abg. Kratz. Da das Bureau 
zweiſelbaft iſt, muß gezählt werden. Die Zählung ergiebt, daß 147 mit. „Ja“ 
133 mit „Nein“ geſtimmt haben; es iſt jomit das Amend. Kratz (Zurückwei⸗ 
ſung an die Comm.) angenommen worden, alle andern Amendements ſind 
damit erledigt. 

Trotzdem — es iſt 2% Uhr — der lebhafte Ruf nach Vertagung laut 
wird, geht der Präſident zum dritten Gegenſtand der T.⸗O. über, den Bericht 
der Comm. für das Unterrichtsweſen über den Antrag der Abg. Kantak, 
Janiszewski u. Genoſſen, betr. die Wiedereröffnung des Gymnaſii 
zu Trzemeszuo — Berichterſtatter Dr. Möller — und übergiebt darauf 
dem Vice⸗Präß v. Unruh den Vorſitz. Abg. John (Marienwerder) findet 
die Erklärung der Reg. ungerechtfertigt, 5 noch Zweifel obwalten ſollen, 
ob die proviſoriſche Schließung des Gymnaſiums eine dauernde werden ſolle, 
da ja durch die Entfernung der gefährlichen Schüler jeder Grund wegfalle, 
der Anſtalt an's Leben zu geben, indem die Zurüdgebliebenen keine Anz 
ſteckung mehr zu befürchten haben. Wenn die Staatsreg. für ihre Maßregel 
die äußeren aß bee B erhältniſſe des Gymnaſiums geltend mache, fo 
entgegne er, daß dieſe Ver ge doch ſeit der Verwandlung der Anſtalt in 
ein Gymnaſium im Ri 1839 beſtanden haben, und ſeitdem ſicherlich nicht 
ſchlechter, ſondern vielmehr günftiger geworden fein müſſen, Wolle man den 
ſittlichen Zuſtand der Bevölkerung heben, jo dürfe man ihr das dazu ganz 
beſonders dienliche Mittel, eine höhere Bildungsanſtalt, nicht entziehen. Er 
bitte um die Zuſtimmung des Hauſes zu dem Comm.⸗Antrage. — 

Cultus miniſter v. Mühler recapitulirt im Weſentlichen die in dem 
Berichte niedergelegten Aeußerungen des Reg.⸗Commiſſars und erklärt, daß 
es ſich nicht um den Zeitpunkt der Wiedereröffnung des Gymnaſiums handle, 
ſondern um die Exiſtenz deſſelben überhaupt und die Beſchaffung eines ander 
weitigen Erſatzes. Die Reg. hege den lebhaften Wunſch, auch der n 
Bevölkerung die Segnungen eines ordnungsmäßigen Unterrichts zu ver 
ſchaffen. enn aber an einem Orte die Wie dergeſtalt feien, daß 
der Erreichung dieſes Ziels unüberſteigliche Hinderniſſe entgegenſtänden, da⸗ 
gegen alle möglichen ſchädlichen Einflüſſe concurrirten, dann ſei die Erwä⸗ 
gung wohl gerechtfertigt, ob nicht im Intereſſe des Staats und der zu er⸗ 
iehenden Jugend das Ziel an einem andern Orte und in anderer Weiſe 
1 zu erreichen wäre. Aus dieſem Grunde halte er die Annahme des 
Comm.⸗Antrages für nicht annehmbar für die Reg. und empfehle er, über 
denſelben zur T.⸗O. überzugehen. 

Der Schluß der Debatte wird beantragt und angenommen; es beginnen 
ſich auf dem Bureau, der Rednertribüne und dem ee einzelne 
Lampen im Saale einzufinden; die nicht erleuchteten Theile deckt dichte 
e l : 

Es erhält das Wort der Antragſteller Abg. Kantak: Derſelbe ſpricht 
zuerſt ſein Bedauern darüber aus, daß dieſe Angelegenheit, die er für ſehr 
wichtig halte, fo ſpät auf die Tagesordnung gebracht worden j:i. Das Haus 
ſei ermüdet und er werde deshalb gezwungen fein, manches Intereſſante zu 
verſchweigen. Dennoch werde er die e des Hauſes für einige 
Zeit in Anſpruch nehmen müſſen. Der Redner kritiſirt demnächſt das Ver⸗ 
fahren der Regierung. Dieſelbe habe anerkennen müſſen, daß die Lehrer der 
Anſtalt vorwurfsfrei geweſen ſeien. Von Seiten der Bürger ſeien mehrmals 
leider erfolgloſe Petitionen um Wiedereröffnung bei den Behörden eingereicht 
worden; auch eine Petition an Se. FOR, Hoheit den Kronprinzen, der am 
26. Juni durch die Stadt gereiſt ſei, habe nichts geholfen. Ein Theil der 
Bürger der Stadt erhalte ſich durch Beköſtigung der Schüler; viele Familien 
ſeien rein deshalb nach der Stadt gezogen, um ihre Kinder dort erziehen a 
laſſen. Durch den Schluß des Gymnafiums verarme die Stadt, der Wert! 
des Grund und Bodens falle und trotzdem jei bei der Einſchätzung der Haus⸗ 
ſteuer auf das Beſtehen des Gymnaſiums Rückſicht genommen. 
tern, die wohlhabend ſeien, könnten ihre Kinder nicht einmal in andere pol⸗ 
niſche Gymnaſien unterbringen, da es in dieſen an Platz fehle. — Die Re 
gierung habe bereits im Jahre 1852 die Nothwendigkeit der Errichtung neuer 
ane Unterribt3anftalten anerkannt, aber geſchehen ſei weiter nichts. 

as die Schüler betreffe, ſo ſeien die, welche gefehlt hätten, durch ihre Ent⸗ 
laſſung geſtraft, weshalb wolle man außerdem noch die Unſchuldigen ſtrafen? 
weshalb die ganze Stadt? Fla 307, ſelbſt nach der Rechnung der Staats⸗ 
regierung noch immer übrig bleibende Schüler, hätte man das Gymnaſium 
wohl offen laſſen können; zudem ſei die von der Regierung behauptete That⸗ 
ſache, daß 40 Schüler zu den Inſurgenten gegangen ſeien, nicht einmal con⸗ 
ſtatirt, und namentlich kein Grund, das Gymnaſium zu ſchließen; denn ſchließe 
man es, ſo hätten die Jungen erſt recht Zeit und nichts zu thun und würden 
um ſo eher zur Inſurrection übergehen. at 3 
an habe beharrlich einen rein wiſſenſchaftlichen Verein zu einem Deck⸗ 
mantel für politiſche Beſtrebungen ſtempeln wollen und 82 dem Enve habe 
die Centralregierung den Polizeiberichten über jenen „Geheimbund“ über⸗ 
roße Bedeutung beigemeſſen. Bald habe ſich 0b Borurtheil egen alle 
Vereine in Bo gerichtet, der Geheimbund jedoch ſolle das Gefährlichſte 
ſein, wofür freilich Gründe nicht angegeben werden, eben weil er „Geheim⸗ 
bund“ ſei. In den Unterſuchungsacten ſei ausdrücklich gejat: „Weitere 
Ausſchreitungen ſeitens des Geheimbundes find nicht vorgekommen“; trotz 
dem nun aber in Trzemeszno dergleichen ausnahmsweiſe vorgekommen, fo 
habe man dies tendenzibs dem Geheimbunde im Allgemeinen imputirt. — 
Den Grund, welchen die Regierungen von den ſchlechten Wohnungen herge⸗ 
leitet habe, hätte fie ſelbſt längſt on Schwierigkeit heben können; es jeten 
aber die Bitten des Erzbiſchofs um Hergabe gewiſſer Kloſterräumlichkeiten zu 
Gymnaſiaſten⸗Wohnungen vergeblich geweſen, ganz ebenſo wie die Bitte 
deſſelben um Fortertheilung des Unterrichts wenigſtens an 12 Alumnen, für 
welche daſelbſt 2718 Thlr. Zinſen des Kosmowskiſchen Stiftungsfonds all⸗ 
jährlich ftatutenmäßig berwendet werden müßten. Den ferner geltend gemach⸗ 
ten Grund, daß die dortigen Zöglinge häufig durch ihre Berührung mit 
„weiblichen Wirthen“ corrumpirt würden, kann Redner nicht für ernſthaft 
halten, da ſolche Zöglinge, ſchlechten mannlichen Wirthen übergeben, ſtets 
Gelegenheit finden würden, jenen weiblichen Wirthen ihre Befuche zu machen. 
Schließlich dürfe er eine offtzibſe Nachricht nicht unerwähnt laſſen, welche im 
Kreiſe Mogilno umgehe und dahin laute: man Hirn der Einwohnerſchaſt 
bon Trzemeszno angedeutet, es dürfte das Gymnaſtum ihrer Stadt wieder⸗ 
egeben und belaſſen werden, wenn fie ſich zu einer Petition um allgemeine 
inführung der deutſchen als Unterrichtsſprache vereinigen wollte. e 
hört!) Eine Petition ſei entworfen worden um Wiedereröffnung des Gym⸗ 


naſiums; der betr. Deputation ſoll hier in Berlin vorgeſchlagen worden ſein, 
ob ſie nicht als Erſatz für das Gymnaſium lieber no 
ein Landrathsamt haben wolle. (Heiterkeit.) 


etwas Militär oder 


Selbſt El: | 


Ein je: vom Miniſtertiſche gefallenes Wort, man werde ſich hü⸗ 
ten mehr polniſche Anſtalten einzurichten, ſei eine Wahrheit ge⸗ 
worden, nur zwei Unterrichts⸗Anſtalten ſeien im Regierungs⸗ le Brom⸗ 
gerg in den letzten Jahren zu Stande gekommen und zwar zwei deutſche, 
jebt juche man den Polen ihr Gymnaſium zu Trszemeszuo zu nehmen. 
Redner ſchließt mit der Bemerkung, daß er noch viel Material vor ſich habe 
Be er unter großer Heiterkeit einige Aktenſtöße emporbebt), auf deſſen 
ittheilung er jedoch nach dem eingehenden Commiſſions⸗Berichte und mit 
Rückſicht auf die vorgerückte Zeit verzichte und ſchließt mit einer warmen 
Empfehlung des Commiſſions⸗Antrages, gegen den ſich auch nicht eine 
Stimme in der Commiſſion erhoben habe. Auch die Schüler des Gymna⸗ 
ſiums hätten ein verfaſſungsmäßiges Recht darauf, daß ihnen Unterricht 
und Bildung nicht vorenthalten würden. (Beifall.) g 

Der Reglerunad-Commillariud, Geheimer Ober⸗Regierungs⸗Rath Dela⸗ 
croir, verlieſt die bei der Aufnahme neuer * in den Geheimbund 
zu ſchwörende Eidesformel; es kommt darin die Stelle vor, daß der Aufzu⸗ 
nehmende alle feine Kräfte zur Befreiung des unterdrückten Paterlandes 
verwenden wolle; wenn er dieſen Schwur nicht halt, möge ihm alle diejenige 
Strafe treffen, welche Menſchen ohne Treue und Glauben verdienen. 

Der Vice⸗Präſident erklärt die Debatte für wieder eröffnet und er⸗ 
theilt das Wort dem Abgeordneten Kantak. Obgleich er dem Herrn Re⸗ 
gierungs⸗Commiſſar aufs Dringendſte dazu aufgefordert, habe derſelbe in 
der Com miſſion die Mittheilung dieſer Formel verweigert. Jetzt werfe 
er damit ein Novum in die Debatte. (Hört! Hört!) In der Commiſſion 
hätte man andernfalls Gelegenheit gehabt, zu prüfen, von wem die Formel 
herrühre, wer ſie der Regierung mitgetheilt, in welchem Protokoll ſie ſtehe, 
ob etwa auch in einem ſolchen, das ein Landrath zu unterſchreiben ſich 
geweigert. (Hört! Hört!) Dieſe Anführung werde zur Beleuchtung des 

ovums genügen. Die Debatte wird aufs neue geſchloſſen. 

Ref. Abg. Dr. Möller: Die Commiſſion habe ſich lediglich auf dem 
Standpunkt einer Fachcommiſſion gehalten und ſei zu dem Neullate gekom⸗ 
men, daß durch die Schließung des Gymnaſiums zu Trzemeszno die Inter⸗ 
eſſen eines beträchtlichen Theiles der N in Betreff des öffentlichen 
Unterrichts verletzt und daß die Schließung des 1 — zu Trzemeszno 
nicht durch die Umſtände geboten geweſen ſei. Der Referent recapitulirt die 
Gründe, welche die Commiſſion bei ihren Anträgen geleitet. Nur zwei neue 
Geſichtspunkte ſeien im Laufe der Debatte hervorgetreten. Der Cultusmini⸗ 
ſter habe mitgetheilt, daß einige Schüler des Gymnaſiums don Trzemeszno 
härtere Strafen erfahren haben, als in dem Commiſſionsbericht angegeben 
ſei. Es könnte dies der Sache eine gefährlichere Bedeutung geben, als ſie in 
der That habe. Man denke, daß es ſich hierbei doch nur um Ausſchreitun⸗ 
gen junger Leute handle, denen wohl nicht beſonders ſtagtsgefährliche Unter⸗ 
nehmungen zuzutrauen ſeien. Es ſei dergleichen wohl eben ſo wenig Ge⸗ 
wicht beizulegen, als den früheren Demagogen ⸗Unterſuchungen (ſehr richtig). 
— Die zweite neue Thatſache beſtehe in der von dem Regierun wee 
mitgetheilten Eidesformel, deren Echtheit ſchon der Antragſteller bezweifelt 
habe. Aber ſelbſt, wenn ſie echt ſei, ſo ſei es doch kein ſo großes Un⸗ 
jlüd, wenn einige Schüler in Poſen einem Geheimbunde angehörten; die 
Reg. habe dann doch nur nöthig, eine ſtrenge Ueberwachung des betreffenden 
Gymnaſiums anzuordnen und die betr. Zöglinge zu entfernen, ohne daß ſie 
zu der exorbitanten Maßregel der Schließung des Gymnaſiums zu ſchreiten 
brauche, wodurch der Unſchuldige mit dem Schuldigen getroffen werde (ſehr 
wahr). Die Uebelſtände, die, wie er auch anerkenne, in Trzemeszno ſich vor⸗ 
gefunden, hätten ſich auch auf viel leichtere Weiſe beſeitigen laſſen, ohne daß 
das Kind mit dem Bade ausgeſchüttet zu werden brauchte. (Bravo.) 
Ueber die Erwägungsgründe und den Tenor des Commiſſtons⸗Antrages 
findet nach Antrag des Grafen Schwerin getheilte Abſtimmung ſtatt; das 
Haus nimmt mit großer Majorität den Commiſſions⸗Antrag in ſeinen 
beiden Theilen an. Dagegen ſtimmen nur die Conſervativen, gegen die Er⸗ 
wägungen, ſo viel ſich bei der Dunkelheit erkennen läßt, auch Graf Schwe⸗ 
rin. — Damit iſt dieſer Gegenſtand erledigt. 

Vicepräſident v. Unruh: Ich habe dem Hauſe ein Schreiben des Präſi⸗ 
denten Grabow mitzutheilen, worin derſelbe einen ihm geſtern Abend über⸗ 
reichten Antrag der Abgeordneten Wagener (Neuſtettin) und Genoſſen, betref⸗ 
fend die Ungiltigkeitserklärung der Abgeordneten⸗Wahlen des prenzlau⸗anger⸗ 
münder Wahlbezirks (Grabow, v. Valentini) und die Kaſſation der ſämmt⸗ 
lichen Urwahlen der Stadt Prenzlau nebſt Motiven und einer dazu gehörigen 
Petition des Kaufmanns (oder Hauptmanns a. D.) Köppen zu Prenzlau zur 
weiteren Veranlaſſung mittheilt und zugleich den Antritt eines Urlaubs we⸗ 
gen dringender Geſchäfte auf acht Tage anzeigt. — In den Motiven iſt auf 
die in der beigefügten Petition d. d. Prenzlad, 12. (2) November aufgeführ⸗ 
ten Thatſachen und auf die Analogie der bei Prüfung der elbing⸗marien⸗ 
burger Wahlen (Romahn und Wantrup) gefaßten Beſchluſſe des Hauſes Ber 
zug genommen. — Die Petition behauptet, die Abtheilungsliſten der Stadt 
Prenzlau hätten nicht die vorſchriftsmäßigen 3 Tage auf dem Magiſtrats⸗ 
Bureau ausgelegen; die Bildung der Abtheilungsliſten ſei vielmehr erſt wäh⸗ 
rend dieſer 3 Tage vorgenommen worden. Zugleich wird eine Anzahl Zeu⸗ 
gen angeführt, welche die Richtigkeit dieſer Behauptungen bekunden können; 
Petenten erklären, dieſen Sachverhalt ſchon früher gekannt zu haben und 
wollen erſt in den erwähnten Beſchlüſſen des Hauſes einen Grund gefunden 
haben, damit hervorzutrelen. — Abg. Langenhans erklärt, das Rerlefen ber 
Petitionen ſei gegen den Gebrauch des Hauſes; der Antrag ſelbſt, auf nach⸗ 
trägliche Ungiltigkeitserklärung einer Wahl, ſei zudem 22 fe — Vice⸗ 
präſident v. Unruh: Die Petition gehöre zum Antrage; er ſchlage vor, den 
Antrag der Geſchäftsordnungs⸗Commiſſion zur Vorberathung und mündlichen 
Berichterſtattung zu überweiſen. — Abg. Dr. Waldeck: Der vorliegende 
Antrag 105 ſo unerhört in allen parlamentariſchen Annalen, das er nur be⸗ 
dauern könne, daß der Präſident nicht ermächtigt fei, gewiſſe Anträge ohne 
Weiteres à limine des Hauſes zurückzuweiſen. (Lebhaftes Bravo.) 

Es ſei ganz unzuläflig, daß, wenn nach Art. 78 der Verfaſſungs⸗Urkunde 
das Haus eine Wahl geprüft und beſtätigt habe, einzelne Mitglieder dieſe 
Wahl anzufechten verſuchten, die Antragſteller zeigten damit, daß ſie einer 
Partei angehörten, die ſich nicht in loyalen, parlamentariſchen Sitten bewege. 
(Lebhafte Zuſtimmung.) Die Geſchäftsordnung habe indeß einmal die Be 
ſtimmung, daß jeder von einer gewiſſen Anzahl von Mitgliedern unterftüßte 
Antrag berathen werden müſſe, und daher müſſe auch dieſem Antrag eine 
Ehre wiederfahren, die ihm in keiner Weiſe gebühre, die Ehre der Berathung 
im Haufe. Ob die Geſchäftsordnun S Commiſſion oder das Haus ſelbſt dieſe 
vornehme, ſei gleichgiltig. (Lebh. Beifall.) — Abg. Wagener (Reuſtettin): 
Ich glaube, daß bevor eine Prüfung des Antrags ftattgefunden, Niemand 
das Recht habe, ein derartiges Urtheil darüber auszuſprechen. Wenn Sie 
ſich bewußt ſind, die Wahlen in loyaler Weiſe geprüft zu haben, p beneide ich 
Sie um dieſe Ueberzeugung nicht. (Große Unruhe.) — Vicepräſ, v. Unruh 
(uuterbrechend): Ich muß den Herrn Abgeordneten bitten, ſich ſolcher Angriffe 
gegen die Majorität und derartiger Aeußerungen gegen die Beſchlüſſe dieſes 
Auer zu enthalten. — Abg. Wagener Meufteltin): Ich habe nur die 
Aeußerungen, die von der andern Seite gethan ſind, wiederholt. (Rufe: 
Nein! Nein! Zur Ordnung!) — Vicepräſident v. Unruh: Der Herr Abge⸗ 
ordnete hat die Majorität des Heptan r — Abg. Wagener 
(Neuſtettin): Nein! Nein! — Vicepräſident v. Unruh: So hade ich ihn 
wenigſtens verſtanden (Ruf: Ja! Jah, ich bitte den Herrn Abgeordneten, 
fortzufahren. — Abg. Wagener (Neuſtettin): Wir haben dem hohen Haufe, 
nur Gelegenheit geben wollen, dieſelben Grundsätze, die es in einem früheren 
Fall befolgt, auch gegen die Majorität des Hauſes anzuwenden. Wir haben 
den Antrag nur geſtellt, weil bei der Prüfung der marienburg⸗elbinger Wahl, 
über die Betheiligung des Landraths Parey, in einer Weiſe geurtheilt it, 
die ich nicht wiederholen will. Sie werden ſch überzeugen, daß die Sache 
hier noch ärger iſt als dort. — Oh ſolche ſchon geprüfte en noch für 
ungiltig erklärt werden können, darüber ſollen Sie eben beſchließen. — 
bin gleichfalls der Meinung, daß der Antrag an die Geſchäftsordnungs⸗Com⸗ 
miſſion gegeben werden mag. Damit würde auch der Geſchäftskreis der neu⸗ 
lich von Ihnen niedergeſetzten Commiſſion erledigt fein, (Aha!) — Pice⸗ 
präſident v. Unruh erklärt, daß er, da Widerſpruch nicht erhoben, ſeinem 
Vorſchlage gemäß verfahren und den Antrag auf die Tagesordnung der näch⸗ 
ſten Sitzung ſetzen werde. 

Ein von 16 Mitgliedern unterſtützter Antrag wegen einftweiliger Frei⸗ 
laſſung des Abg. Bogislaw v. Lubienski wird ſchließlich de und dem 
Vorſchlage des Präfiventen gemäß der Juſtizcommiſſion überwieſen. 

Schluß der Sitzung: 4 Uhr 20 Minuten. Nächſte Sitzung: Donnerſtag, 
10 Uhr. Tagesordnung: Der heut eingebrachte Wagener ſche Antrag, Bud⸗ 
get⸗ und Petitionsberichte. 


Berlin, 12. Dez. [Amtliches.] Se, Majeftät der König haben 
allergnädigſt geruht: Dem Kreisgerichts⸗Salarienkaſſen Rendanten Hof⸗ 
rath Moritz Friedrich Eſſellen zu Hamm den rothen Adlerorden 
vierter Klaſſe, dem Forſtmeiſter Grafen von der Schulenburg zu 
Merſeburg und dem Regierungs- und Conſiſtorial⸗Rath und Superin⸗ 
tendenten Dr. Ziemſſen zu Stralſund das Kreuz der Ritter des 
koͤnigl. Hausordens von Hohenzollern, jo wie dem Veteranen Ada mi, 
gegenwärtig Buchbinder bei der Plankammer des großen Generalſtabes, 
das allgemeine Ehrenzeichen zu verleihen; den Premier⸗Lieutenant im 


2. rheiniſchen Huſaren⸗Regiment Nr. 9, Friedrich Carl Klüber, in 
den Adelſtand zu erheben; den Stadt⸗ und Kreisgerichts⸗Präſidenten 
von Stoephaſius zu Magdeburg zum Commiſſarius und Juſtitiarius 
bei dem dortigen Bank⸗Comptoir zu ernennen; ſo wie dem Kaufmann 
Eduard Klempin zu Stralſund den Charakter als Commerzien-Rath 
zu verleihen. N 

Der Geheime Kanzlei⸗Aſſiſtent Ittig iſt zum Geheimen Kanzlei⸗Secretair 
im Miniſterium des Innern ernannt worden. 

[Marine⸗Miniſterium.] Unter Bezugnahme auf die öffentliche Be⸗ 
kanntmachung vom geſtrigen Tage werden Eile Marines Keferven und 


Seedienſtpflichtigen bis ey vollendeten 27ſten en m heim 
emeldet haben, 


egenwärtigen Wohnſitz der reſp. Landwehr⸗Behörde noch ni 
Hierdurch nochmals aufgefordert, dieſe Meldung den Bezirks⸗Feldwebeln des 
Schleunigſten zu erſtatten, damit ſie von den Ordres zur perſönlichen Ge⸗ 
ſtellung, ſobald dieſe von den Landwehr⸗Bataillonen auf Requiſition des 
Commandos der Stamm⸗Diviſion der Flotte der Oſtſee an ſie ergehen wer⸗ 
den, ohne Zeitverluft erreicht werden können. 

In der öffentlichen Bekanntmachung vom geſtrigen Tage find die Reſerven 
des See⸗Bataillons und der See⸗Artillerie nur mpfer ausgeſchloſſrn mot: 
den, als angenommen wird, daß dieſelben ein ſeemänniſches Gewerbe nicht 
treiben und vorſchriftsmäßig bei den Bezirks⸗Feldwebeln angemeldet ſind, 
daher von Einberufungs⸗Ordres ſogleich erreicht werden konnen. 

Berlin, den 11. Dezember 1863. 

Königlich preußiſches Ober⸗ Commando der Marine. (St.⸗A.) 

[Lord Wodehouſe.] Se. Maj. der König empfing geftern (Sonn⸗ 
tag) in längerer Audienz den außerordentlichen engliſchen Geſandten. 
Lord Wodehouſe, der zuvor mit dem hieſigen engliſchen Botſchafter und 
dem Miniſterpräſidenten conferirt hatte. In diplomatiſchen Kreiſen wird 
verſichert, daß der Rückzug der Dänen aus Holſtein lediglich ein Re⸗ 
ſultat des engliſchen Einfluſſes ſei, worauf hin Lord Wodehouſe hier 
weiter ſein Vermittelungswerk bauen wollte. Dem Letzteren haben ſich 
indeſſen ungeahnte Hinderniſſe entgegengeſtellt, von welchen die Zunächft⸗ 
betheiligten am meiſten überraſcht fein ſollen. Man beginnt auch in 
beſtimmenden Kreiſen einzuräumen, daß diesmal die di- 
plomatiſche Action kein wirkſames Gegengewicht gegen 
die nationale Bewegung bieten könnte. 

[Die Anleihe⸗Commiſſion.] In der auf heute (Montag) 
anberaumten Sitzung derjenigen Commiſſion des Abgeordnetenhauſes, 
welche mit Vorberathung der Anleihe⸗Vorlage beſchäftigt iſt, erwartet 
man den Miniſterpräſidenten oder einen der Räthe des auswärtigen 
Amtes, um über die politiſche Seite der Anleihe umfaſſende Aufſchlüſſe 
entgegenzunehmen. Man beabſichtigt ſeitens der Commiſſion, der Re: 
gierung jeden Vorwand zur Theilnahme an den Berathungen zu ent⸗ 
ziehen. Es iſt deshalb vom Abg. Dr. v. Bunſen der Antrag auf 
geheime Berathung geſtellt, und auch geheime Plenarverhandlung in 
Ausſicht genommen worden. Dies hat aber vielfach Widerſpruch ge⸗ 
funden, und iſt, ſo viel wir wiſſen, noch nicht zum Beſchluß erhoben. 

[Vom Bundestage! meldet man der „Leipziger Zeitung“: Die 
vereinigten Ausſchüſſe hatten am 9. d. M. Nachmittags eine Sitzung. 
Dem Vernehmen nach werden ſie demnächſt der Bundesverſammlung 
Bericht erſtatten bezüglich des öͤſterreichiſch-preußiſchen Antrages auf 
einen Proteſt des deutſchen Bundes gegen die durch das neue däniſche 
Verfaſſungsgeſetz vom 18. November verſuchte Einverleibung des Her⸗ 
zogthums Schleswig, welche den Vereinbarungen von 1852 zwiſchen 
Dänemark und dem deutſchen Bunde widerſtreitet, durch die jener Staat 
die beſtimmte Verpflichtung übernommen, ſich Schleswig nie einzu⸗ 
verleiben. 

[Der däniſche Geſandte von Qugade!] wird, wie man in 
diplomgtiſchen Kreiſen erfährt, in den nächſten Tagen Berlin verlaſſen; 
von ſeinem Nachfolger verlautet nichts. 

[Confiscirt] wurde geſtern Nachmittags in den hieſigen Buch⸗ 
handlungen eine in Hamburg in Commiſſion bei Jean Paul Friedrich 
Eugen Richter erſchienene Flugſchrift, betitelt: „Demokratenſtimme aus 
der freien Schweiz zur Sache Schleswig⸗Holſteins.“ 


[Die telegraphiſche Nachricht von dem Erſcheinen zweier i 


däniſcher Dampfer in der Nähe des ſwinemünder Hafens brachte 
heute in den Geſchäftskreiſen eine große, jedoch raſch vorübergegangene 
Aufregung hervor. Obwohl nicht anzunehmen iſt, daß die Dänen daran 
denken könnten, ſchon jetzt die Blokade zu eröffnen, ſo betrachtet man 
doch das Erſcheinen dieſer Schiffe als eine Drohung, daß dieſe Maß. 
regel mit dem Einmarſche der Executionstruppen in Holſtein zur Aus⸗ 
führung gelangen ſoll. Wenn dieſe Vorausſetzung richtig iſt, ſo wäre 
zugleich die frühere Annahme, daß Dänemark auch die executionsweiſe 
Beſetzung des Herzogthums als Kriegsfall betrachten wolle, beſtätigt. 
Einen dauernden Eindruck konnte indeß, nach der „B.⸗ u. H.⸗Z.“, die 
Nachricht auf die Börſe nicht üben, da die Eventualitäten der ſchles⸗ 
wig⸗0holſteiniſchen Frage von ihr bereits nach allen Richtungen hin in 
Berechnung genommen ſind. 

K. C. sc Anleihe⸗Commiſſion des Hauſes der Abgeordne⸗ 
ten] hielt geſtern Abend Sitzung. Der Finanzminiſter v. Bodelſchwingh 
war perſönlich anweſend, und als ſein Commiſſar war zugleich Geh. Neth 
Moelle erſchienen. Das Kriegs: und Marine⸗Miniſterium war durch Com⸗ 
miſſarien vertreten. Das auswärtige Miniſterium war nicht vertreten. Der 
Vorſitzende der Commiſſion hatte außer den beiden Reſſortminiſtern, welche 
den betreffenden Geſetzentwurf . hatten, auch das e e 
von der abzuhaltenden Commiſſ.⸗Sitzung benachrichtigt, aber nicht das Minis 
ſterium des Auswärtigen als ſolches. Bekanntlich ſind indeß die Präſident⸗ 
ſchaft des Stoatäminikeriumd und das Auswärtige in der Perſon des Herrn 
v. Bismarck vereinigt. Da nun für die Frage der Anleihe⸗Bewilligung in 
erfter Linie mit eee iſt, für welche Politik die Anleihe verwendet wer: 
den foll, jo hat die Commiſſion eine Auskunft des auswärtigen Miniſteriums 
17 wünſchenswerth erachtet und deshalb die Sitzung auf Montag vertagt, 

is wohin das auswärtige Miniſterium formell eingeladen werden ſoll. 

[Die Budget⸗Commiſſion des Hauſes der Abgeordneten] 
hält ſeit einiger Zeit auch Abend lungen an ſolchen Tagen, wo keine Ple⸗ 
narſitzung ſtattfindet, tagt die Büdgetcommiſſion zweimal; vorausſichtlich 
wird ſie in wenigen Tagen mit dem ganzen Budget für 1864, den Militär⸗ 
Etat eingeſchloſſen, fertig fein. 2 f 

[Der Arnimſche Antrag.] Die neulich an dieſer Stelle gegebene 
Auslegung üher die nach der Zurückziehung des Arnimſchen Antrages im 
Herrenhauſe wabrſcheinlich maßgebend geweſenen Gründe kann, nach näherer 

ormation, gegen jeden Widerſpruch gufrecht erhalten werden; es iſt kein 

e 30 mehr, daß der Antrag auf Wunſch aus dem Miniſterium zurück⸗ 
gezogen iſt. a Er u? 

er heute eingebrachte Wagenerſche Antrag, wegen der prenz⸗ 
lauer Wahlen, hat ferne Erklärung in der — aus dem Organe dieſer Bi 
deutlich erſichtlichen — Beunxuhigung der ſog. e tei über die 
vom Hauſe beſchloſſene Unterſuchung wegen der Wahlumtriebe, aus den 
Schlußworten des Abg. Wagen gebt das klar genug ervor. g 

[Der „Staatsanzeiger“ ] hat die Proklamation des Herzogs 
Friedrich unterdrückt. 

[Die Stellvertretungskoſten der Abgeordneten.] Die⸗ 
jenigen Abgeordneten, welche Beamte ſind und nach der Anſicht des 
Miniſteriums ihre Stellvertretungskoſten künftig ſelbſt tragen ſollen, 
haben bald nach Eröffnung, des Landtags (am 13. November) eine 
Beſprechung gehalten, um ein übereinſtimmendes Verhalten in dieſer 
Angelegenheit herbeizuführen. Die Abgeordneten Simſon, von Diede⸗ 
richs, Tweſten, Pflücker und Klotz ſind dann beauftragt worden, über 
die rechtliche und politiſche Seite der Regierungtzmaßregel ein Gutachten 
zu erſtatten. Die Commiſſion iſt, wie die „Rh. Z.“ meldet, am 4. 
d. M. mit der Arbeit fertig geworden, und die bei der Sache Bethei⸗ 
ligten haben eine Zuſammenkunft gehalten, um den Bericht zu böeen 
und dann definitive Beſchlüſſe zu faſſen. Der Antrag der Commiſſion 
geht, dem Vernehmen nach, dahin, daß die Beamten, denen Stellver⸗ 
tretungskoſten für die Zeit ihrer Wirkſamkeit als Abgeordnete vom Ge⸗ 


halte abgezogen werden, verpflichtet ſeien, die Civilklage zu erheben und jetzigen 


den Fiscus auf Nachzahlung des Betrages der Abzüge zu belangen. 


[Der Abgeordnete Nücker! iſt der Erſte, welchem die Stell⸗“Schutz der Legitimität 


vertretungskoſten, und zwar mit 40 Thlr. für den Monat November 
an ſeinem Gehalte, welches er als rheiniſcher Friedensrichter monatlich 
zu erheben hat, gekürzt ſind. Er hat heute dem Juſtizminiſter die vor⸗ 
geſchriebene Anzeige gemacht, um, wenn dann keine Remedur eintritt, 
den Fiscus bei dem Friedensgericht zu Düſſeldorf anklagen zu können. 

[Zu der Fahrt zur Abgeordnetenverſammlung!] in 
Frankfurt a. M, (21. Dez.) wird, wenn ſich eine genügende Anzahl 
von Theilnehmern findet, ein Extrazug genommen, der Sonnabend 
Abend abgehen und Dinſtag Früh hier wieder eintreffen ſoll. 

[Wagener contra Grabow.] Selten hat ein Parteimandver 
der Feudalen größere Indignation über ihr Treiben hervorgerufen, als 
der Antrag ihres Führers im Abgeordnetenhauſe Wagener (Neu⸗Stettin) 
auf nachträgliche Ungiltigkeits⸗Erklärung der Wahl des Abgeordneten 
und Präſidenten des Hauſes, Grabow. Es iſt unzweifelhaft, daß der 
Antrag abgelehnt wird, dagegen hat ſich ſofort die Abſicht kund gege⸗ 
ben, eine Aenderung der Geſchäftsordnung in ſofern herbeizuführen, 
als Vorkehrungen zur Abweiſung ungehöriger Anträge getroffen werden 
ſollen. Vor dem Lande konnte die Partei ſich nicht ärger compromit⸗ 
tiren als durch das Attentat auf einen Volksvertreter, deſſen ſtrenge 
Rechtlichkeit und Gerechtigkeit ihn längſt zu den populärſten Namen im 
preuß. Volke erhoben hat. Grabow ſelbſt ſoll ſofort zur Niederlegung 
des Präſidiums, ja ſeines Mandats bereit geweſen und nur durch die 
dringenſten Bitten und Vorſtellungen nicht nur ſeiner politiſchen Freunde, 
ſondern von Mitgliedern aller Fractionen mit felbſtverſtändlicher Aus⸗ 
nahme der Feudalen — davon zurückgehalten worden ſein. 

[Das Abgeordnetenhaus! wird keine Weihnachtsferien halten. 

[Landrath Groſchke und Ortsſchulze Kuſchel.] Wie man 
hört, hat die Staatsanwaltſchaft bis jetzt keine Notiz genommen von 
dem Verfahren des Landraths des frankenſteiner Kreiſes, Hrn. Groſchke 
(Schwiegerſohns unſerer königl. Hofſchauſpielerin, Madame Crelinger,) 
wider den Ortsſchulzen Kuſchel, der den ganzen Hergang in den Zei⸗ 
tungen neulich mittheilte. Hr. Kuſchel will, wenn die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft nicht einſchreitet, einen Injurienprozeß gegen den Landrath erhe⸗ 
ben. Hr. Groſchke war noch kürzlich zur Einnahme einer erledigten 
Polizei⸗Präſidentenſtelle deſignirt. 

ettin, 12. Dezbr. [Die Nachricht aus Swinemünde 

von der Anweſenheit zweier däniſcher Dampfcorvetten] 
vor der dortigen Rhede rief hier an der heutigen Börſe einige Auf⸗ 
regung hervor. Die Vorſteher der Kaufmannſchaft ſahen ſich dadurch 
zu einer telegraphiſchen Anfrage beim Handelsminiſterium veranlaßt. 
Se iſt im Laufe des Nachmittags folgende telegraphiſche Antwort 
erfolgt: ö 

„Der Handelsminiſter an die Vorſteher der Kaufmannſchaft zu 
Stettin. Wie weit die Dänen ihre unbegründeten Kriegs⸗Operationen 
treiben, und ob ſie ſelbſt den Friedensbruch nicht ſcheuen werden, dafür 
kann Niemand einſtehen, und kann ich daher nur zur Vorſicht rathen. 
Preußiſcherſeits iſt bisher ein Anlaß zu kriegeriſchen Schritten ſeitens der 
Dänen nicht gegeben worden. Itzenplitz. “ 

Halle a. d. S., 11. Dez. [Zur Preſſe.] Die conſervative 
„Neue Halliſche Zeitung“ iſt zum Kreisblatt für den Saalkreis beſtimmt 
worden. 
Köln, 11. Dez. [Beſchlagnahme.] Wie wir hören, wurden 
dieſer Tage hierſelbſt zwei Nummern (vom 25. Nov. und vom 2. Dez.) 
der in Aachen erſcheinenden rheiniſchen Gerichtszeitung „Der Publiziſt“ 
mit Beſchlag belegt. Die betreffenden Nummern ſollen Schilderungen 
aus Japan (Rh. 3.) 

Aachen, 9. Dezbr. [Ausweiſung.] Dem erſten Komiker unſeres 
ers, Herrn Moſchm aus Breslau, welcher in der letzten Sonntags⸗ 
orſtellu ie Maſchinenbauer) im einem Extempore, wordurch er dem Eng⸗ 
länder den Ausdruck „Patſch“ zu erklären ſuchte, ſich der Worte: „Preß⸗ 
verordnung“ — „Haus der Abgeordneten“ — „Miniſterium“ — „Patſch“ 
nebſt Pankominen bediente, wurde folgenden Tages vom bald ausſcheidenden 
Herrn Polizei⸗Director Haßlacher aufgegeben, die Stadt binnen 24 Stunden 
u verlafien. Es wird dieſe Maßregel gegen das beliebteſte Mitglied unſerer 
Bühne allgemein bedauert, ſo melden die „K. Bl.“ Es iſt doch curios, eine 
ſolche Ausweiſung. War Herr Scholz kein Preuße? 

Heppens, 9. Dezor. [Die durch die Sturmfluth im 
Jahdebuſen bewirkten Zerſtörungen! find ſehr übertrieben 
worden. Nur ein Außendeich hat ſtark gelitten und einige Arbeiter⸗ 
Wohnungen ſind überſchwemmt worden, die Hafenarbeiten aber unbe⸗ 
ſchädigt geblieben und auch ſchon ſo weit vorgeſchritten, um nichts mehr 
für ſie beſorgen zu laſſen. Der Schade beträgt nur einige Tauſend 


Thaler. 
Deutſchland. 
In Sachen Schleswig⸗Holſteins. 

Berlin, 13. Dez. [Ueber die Entſchließ ungen unferer 
Regierung] will die oft auch in Enten machende „Börſ. Zig.“ in 
den Stand geſetzt ſein, zuverläßige Mittheilungen zu macheu. Nach⸗ 
dem längere Zeit hindurch am hieſigen Hofe die Entſcheidung zwiſchen 
den zum kriegeriſchen Vorgehen gegen Dänemark drängenden und den 
mehr zu vermittelnden Schritten geneigten Elementeu geſchwankt hatte, 
iſt die Kriegspartei durchgedrungen, freilich aber mit ausgeſprochenen 
Abſichten und Zielen, welche die von den Freunden einer deutſch⸗natio⸗ 
nalen Löſung der Frage aus dem bisherigen Verhalten Preußens ge: 
ſchöͤpften Befürchtungen nur zu ſehr beſtärken müſſen. Es iſt beſchloſ⸗ 
fen, unter allen Umſtänden Holſtein vollſtändig zu beſetzen und ſich 
darin auch nicht durch etwaige halbe Zugeſtändniſſe Dänemarks beirren 
zu laſſen, überhaupt erſt auf Verhandlungen mit Dänemark nach be⸗ 
wirkter vollſtändiger Beſetzung Holſteins einzugehen. Desgleichen geht 
die Abſicht der Regierung dahin, nicht anders, als nach definitiv ge⸗ 
troffener Regulirung der Verhältniſſe der Herzogthümer zu Dänemark 
und klarer vertragsmäßiger Feſtſtellung der „Rechte Schleswig⸗Holſteins“ 
von der unternommenen Action zurückzutreten. Die Auffaſſung dieſer 
„Rechte“ iſt nun aber eine derartige, daß an eine Trennung der Her⸗ 
zogthümer von Dänemark gar nicht gedacht, vielmehr lediglich eine neue 
Auflage des londoner Protokolls mit der Maßgabe beabſichtigt wird, 
daß das jetzt zu ſchließende Abkommen die Verpflichtungen Dänemarks 
den Herzogthümern gegenüber präciſtre. Als erſte Bedingung, von 
welcher überhaupt der Eintritt Preußens in die Verhandlungen mit 
Danemark abhängig zu machen, wird die definitive, nicht bloß vorläufige 
Aufhebung des die Incorporirung Schleswigs ausſprechenden däniſchen 
Grundgeſetzes hingeſtellt, und ſoll die Zuſammengehöͤrigkeit der Herzog: 
thümer unbedingt feſtgehalten werden. Die Eventualität eines Abge⸗ 
hens von dem londoner Vertrage iſt ſchon deshalb in den Hinter rund 
gerückt, weil eine anderweitige Regelung der Erbfolgefrage nach der 
Anſicht der Regierung mit ſehr großen Schwierigkeiten verknüpft ſein 
würde, und weil in hieſigen beſtimmenden Kreiſen der Prinz von 
Auguſtenburg ſo wenig mit freundlichen Augen angeſehen wird, daß 
ſelbſt für den Fall eines Abgehens vom londoner Vertrage den An- 
ſprüchen dieſes Prinzen entgegengetreten werden würde. Man wird 
nicht fehlgehen, wenn man dieſe Entſchließungen mit den in unliebſam 
lauter Weiſe geäußerten Wünſchen ſolcher Kreiſe des Volkes, die nach 
der Aeußerung des Kaiſers von Oeſterreich ſich lieber mit anderen Sachen 
als mit der hohen Politik beſchäftigen ſollten, ferner mit der 


demokratiſchen Geſellſchaft des Prinzen von Auguſten⸗ 


burg, endlich mit der mehr an Volksſouveränetät als an 
erinnernden Propaganda für den Prin⸗ 
zen in Zuſammenhang bringt. Die plötzliche innige Freundſchaft zwi⸗ 
ſchen der hieſigen und der Öfterreichifchen Regierung, in deren Gefolge 


man den Rücktritt Schmerling's erwartet, hat auch in einem for⸗ 


mellen Abkommen zwiſchen beiden Kabineten ihren Ausdruck gefunden, 


laut welchem Oeſterreich mit den oben dargelegten Zielen Preußens 
ganz einverſtanden iſt. Dieſe formelle Einigung iſt aber von Oeſter⸗ 
reich nur bis zum 1. Januar 1864 eingegangen, da das wiener 
Kabinet für dieſen Zeitpunkt, mit welchem die däniſche Verfaſſung 
bekanntlich in Kraft tritt, Freiheit der Entſchließungen ſich vorbehalten 
hat. Daß die Beſetzung Holſteins zu ernſten Kämpfen, zum 
wirklichen Kriege mit Dänemark führen werde, glaubt man nicht, 
da ſowohl England als Rußland in den letzten Tagen ener⸗ 
giſch auf die däniſche Regierung eingewirkt und dieſelbe zur ſofortigen 
Räumung Holſteins aufgefordert haben. Im Uebrigen meint man 


hier, auch etwaigen kriegeriſchen Verwickelungen ruhig entgegenſehen zu 


dürfen, zumal Frankreich beruhigende Erklärungen nicht blos hinſichtlich 
ſeiner eigenen Auffaſſung, ſondern auch für den Fall gegeben habe, daß 


etwa England ſeine drohende Haltung gegen Deutſchland verſtärken 


ſollte. — Die „B. 3.“ ſetzt dieſer Mittheilung hinzu: Dieſen uns 
aus beſter Quelle zugegangenen Nachrichten, welche, unbeſchadet ihrer 
Richtigkeit, dem officiöſen Dementi vielleicht nicht entgehen, fügen wir 


noch hinzu, daß die Königin = Wittwe auf die getroffene Entſcheidung 


nicht ohne Einfluß geweſen ſein ſoll, ein Umſtand, welcher Manches 
erklärt, wenn man einerſeits die Stellung dieſer hohen Dame zu den 
Höfen von München und Dresden, andererſeits ihre bekannte Abnei- 
75 gegen alles liberale und deutſchthümliche Element im Auge 
behält. 

Nürnberg, 10. Dez. (Politiſcher Verein. — Wackere 
Arbeiter.] Der hieſige „Ausſchuß für Schleswig⸗Holſtein“ iſt, wie 
deſſen Vorſitzendem geſtern amtlich eröffnet wurde, als ein politiſcher 
Verein erklärt worden. — In Folge der Ausführung einer der groß⸗ 
artigſten Unternehmungen, welche aus der Cramer⸗Klett'ſchen Fabrik 
hervorgegangen ſind, der mainzer Eiſenbahnbrücke über den Rhein, für 
welche die Garantiezeit am 11. Dezember d. J. abläuft, hat Herr 
v. Cramer⸗Klett den Arbeitern ſeines Etabliſſements die Summe von 
4000 Gulden, urſprünglich zur Begehung einer Feier, überreicht. Die 
gegenwärtige Zeit der Bedrängniſſe für die deutſchen Herzogthümer und 
das alle deutſchen Herzen beherrſchende Gefühl der Nothwendigkeit, 
dieſelben in ihrem Kampfe für Recht und Vaterland kräftigſt zu un⸗ 
terſtützen, hat in den Arbeitern der genannten Fabrik don einſtimmigen 
edelmüthigen Entſchluß hervorgerufen, dieſe Summe, ſtatt ſie zu einer 
vorüberrauſchenden Feſtlichkeit zu verwenden, dem hieſigen Comite für 
Schleswig⸗Holſtein zur Verfügung zu ſtellen. Außerdem hat Herr von 
Cramer⸗Klett aus eigenen Mitteln noch weitere 5000 Gulden zu glei⸗ 
chem Zwecke beſtimmt, ſo daß geſtern durch eine Deputation von Mit⸗ 
gliedern der Fabrik dem genannten Comite die bedeutende Summe 
von 9000 Gulden als Gründungsfonds für den Schleswig⸗Holſtein⸗ 
Verein übergeben werden konnte. (N. C.) 

Koburg, 10. Dezbr. [Schleswig⸗holſteiniſche Anleihe. 
Die hieſige Bank hat den Umſatz der Schuldſcheine für die ſchon er⸗ 
wähnte Anleihe des ſchleswig⸗holſteiniſchen Miniſteriums übernommen. 
Auch Frankfurt wird ein Haupt⸗Depot derſelben übernehmen. (Cob. 3.) 

[Bremens Abſtimmung.] Eine rühmliche Ausnahme hat un⸗ 
ter den freien Städten nur Bremen gemacht, deſſen Votum nach der 
„Weſerztg.“ lautete: 


„Bremen betrachtet es bei der gegenwärtigen Lage der holſteiniſchen An⸗ 


geleoenbeit als die — abe des Bundes, nicht blos für Beſeitigung der 
echtsverletzungen, welche den Gegenſtand der früheren Bundesbeſchlüſſe bil⸗ 
den, ſondern mit Rückſicht “1 die durch das Ableben des Königs⸗Herzogs 

edrich VII. veränderte Sachlage, er für Sicherſtellung der in deren 
Folge gefährdeten ſonſtigen Rechte des Bundes und der ihm angehörigen 
een zu ſorgen, Demgemäß vermag Bremen mit der Faffung des 
öſterreichiſch⸗preußiſchen Antrags ſich nicht einverſtanden zu erklären und 
würde den vorgeſchlagenen Maßregeln eventualiter nur unter der Voraus⸗ 
ſetzung zuſtimmen können, daß die vollſtändige Wahrung aller jetzt in Frage 
ſtehenden Rechte des Bundes als Zweck dieſer Maßregeln ſichergeſtellt würde.“ 

Hamburg, 12. Dez. [Nach den neueſten Berichten aus 
Kopenhagen] kann man annehmen, daß die däniſchen Truppen ſich 
ohne zu kämpfen aus Holſtein zurückziehen werden. „Berlingske 
Tidende“ greift Schweden heftig an, weil es Dänemark mit Rath, 
aber nicht mit That unterſtützen wolle. 

Hamburg, 11. Dezbr. [Die Antwort des Senats] auf 
die Interpellation des Bürgerausſchuſſes wegen Schließung des ſchles⸗ 
wig⸗holſteiniſchen Vereinsbüreaus iſt jetzt ertheilt worden. 
daraus, daß jene Schließung „auf Grund einer zuvor verfügten und 
noch anhängigen Unterſuchung“ erfolgt ſei, „welche angeordnet iſt in 
Folge des erheblichen Verdachts, daß in dem betreffenden Büreau Wer⸗ 
bung vermittelt werde.“ Dieſe Schließung ſtehe außer Verbindung 
mit den ſonſtigen nicht unerlaubten Zwecken des Vereins und ſei durch 
letztere nicht veranlaßt. Der Senat ſtimme mit dem Polizeiherrn darin 
überein, daß der Werbung entgegenzutreten und zuvorzukommen fei. 
„Dies entſpreche dem Staatswohl und dem Geſetz“. 

Aus Schleswig⸗Holſtein, 11. Dezbr. [Abſetzung. — 
Stimmung. — Die deutſchen Truppen. — Der Beſchluß 
des Bundestages.] Geſtern meldeten die Blätter, daß der Diaconus 
der oldensworther Gemeinde im Herzogthum Schleswig ſeines Amtes 
enthoben worden ſei; wie man heute erfährt, iſt die Urſache dieſer 
Amtsentſetzung in der Gewiſſenhaftigkeit des betreffenden Geiſtlichen zu 
ſuchen. Paſtor Höck hat nämlich den ihm für König Chriſtian IX. 
abverlangten Huldigungseid als redlicher Mann nicht leiſten können 
noch wollen. Verſchiedene Geistliche in der Gegend haben ſich Mühe 
gegeben, ihrem Collegen mit der Bibel in der Hand den Nachweis zu 
liefern, daß es nicht gegen das Gewiſſen fei, dem Dänenkönige zu 
huldigen. Der wackere oldensworther Prediger iſt aber ſtandhaft ge⸗ 
blieben. — Bezüglich der Stimmung im Schleswigſchen machen ſelbſt 
die däniſchen Blätter Andeutungen, aus denen hervorgeht, daß ſie ſich 
auf ernftere Conflicte gefaßt machen. Die einberufenen Soldaten follen 
ihren Unmuth über die däniſche Gewaltherrſchaft vielfach an den Tag 
gelegt haben; an einzelnen Stellen, wo ſie das Lied „Schleswig⸗Hol⸗ 


ſtein“ ſangen, iſt es zwiſchen ihnen und den däniſchen Gendarmen zu 


argen Thätlichkeiten gekommen. Im Lande ſelbſt ſieht alles voller 
Spannung den kommenden Ereigniſſen entgegen; doch wird das Volk 
kaum eher, als bis deutſche Truppen einrücken, ſeine Geſinnungen offen 
auszuſprechen wagen. Denn natürlich ſcheut ſich Jedermann, der däni⸗ 
ſchen Gewaltherrſchaft gegenüber, die durch einen corrumpirten gewiſ⸗ 
ſenloſen Beamtenſtand und eine überall hin ſich erſtreckende Spionage 
unterſtützt wird, feine Geſinnungen kund zu geben. Der friſche, fröh⸗ 
liche Muth, heißt es in dem Schreiben eines zuverläſſigen Berichter⸗ 
ſtatters, iſt an vielen Orten geſchwunden, wo man ſonſt offenes, herz⸗ 
liches Kundgeben feiner politiſchen Ueberzeugung zu finden gewohnt war, 
da herrſcht jetzt vielfach düſteres Schweigen und ein hartnäckiges Miß⸗ 
trauen, das durch die Erfahrungen des letzten Decenniums nur zu ges 
rechtfertigt erſcheint. Es hält ſchwer, wenn man nicht genauer be⸗ 
kannt iſt, in dieſen Kreiſen ſofort herauszufinden, was denn die Leute 
gegenwärtig für Hoffnungen hegen. Ihre Wünſche find dieſelben gen 
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Gebe Gott, daß das bald geſchehe! 


blieben, ihr Haß gegen Alles, was däniſch iſt, hat an Intenſität be⸗ 
deutend gewonnen, aber es gehört eine ganz entſchiedene Action von 
Seiten Deutſchlands, eine in die Augen fpritigende That dazu, um die 
Leute zu bewegen, offen mit ihrer Herzensmeinung herauszukommen. 
Ich zweifle keinen Augenblick an 
dem entſchiedenen Willen des ſchleswigſchen Volkes, für des Herzogs 
Friedrich und des Landes gutes Recht mit Allem einzuſtehen, was ſie 
leiſten können; ich weiß, ſowie die Schleswiger während unſerer erſten Er: 
hebung freudig zu den Fahnen geeilt find, fo werden fie auch jetzt ihre Hand an⸗ 
bieten, um unſere Sache zu einem gedeihlichen Ende zu führen; aber 
es iſt nothwendig, daß von anderer Seite der Anfang gemacht, daß 
es den Leuten klar wird, es läge jetzt die entſchiedene Möglichkeit vor, 
den Kampf aufzunehmen mit einer Ausſicht auf einen glücklichen Er⸗ 
folg. Jene ängſtliche, mißtrauiſche Gemüthsart findet ſich natürlich 
hauptſächlich bei den älteren Leuten vor und am meiſten auf dem 
Lande, wo es an einer ordentlichen Leitung fehlt und wo die beſten 
Köpfe jetzt fort, vertrieben oder geſtorben find, und nun denken Sie 
ſich dabei den Jammer, daß unſere ganze wehrfähige Mannſchaftin die 
däniſchen Jacken gezwängt, daß die unglückliche Jugend der däniſchen 
Gewalt überliefert und in der nächſten Zeit vielleicht ſchon im offenen 
Felde ihren Brüdern gegenüber geſtellt wird. Es iſt herzzerreißend, 
wenn die jungen Leute ſchaarenweiſe herankommen, um ſich um die ver⸗ 
haßten Fahnen zu ſammeln, und doch iſt ihr Muth noch ungebrochen; 
doch fingen fie trotz Kerker- und Prügelſtrafe ihr liebes Lied vom meer: 
umſchlungenen Lande und ſcheuen ſich nicht, ihre deutſche patriotiſche 
Geſinnung kund zu geben! — Den Dannewirke⸗Schanzen, an denen 


noch immer gearbeitet wird, darf ſich ſeit einigen Tagen Niemand mehr 


nähern. Wie es heißt, iſt dieſe Abſperrung deshalb geſchehen, weil in 
dieſen Tagen Minen vor den Schanzen angelegt werden, um den er⸗ 
warteten deutſchen Truppen ſchon in längerem Abſtande von der Stel⸗ 
lung, wie die im Solde der däniſchen Regierung ſtehende „Flensburger 
Zeitung“ ſich ausdrückt, „einen warmen Empfang zu bereiten.“ — 
Obwohl man in allen politiſchen Kreiſen ſich über die Stellung der 
beiden deutſchen Großmächte in. unſerer Sache und namentlich den 
Druck, den dieſelben auf die anderen deutſchen Regierungen üben, ſehr 
beklagt, hat gleichwohl im Volke der Bundesbeſchluß vom 7., wegen 
des Umſtandes, daß ſofort zum Einmarſch der Bundestruppen Ordre 
ertheilt worden, eine günſtige Aufnahme gefunden. Allerdings verkennt 
man auch im Volke nicht, daß die Aktion des Bundes in einer ſehr 
armſeligen, nahezu troſtloſen Weiſe eingeleitet worden iſt, allein man 
iſt doch im Ganzen froh, daß doch endlich der Tag heranrückt, an wel⸗ 
chem das Land, wenn auch vorerſt nur bis zur Eider frei wird von 
den däniſchen Bayonnetten. Das Uebrige hofft das Volk von ſeiner 
eigeneu Kraft und dem energiſchen Vorgehen des deutſchen Volks. (N. Z.) 

[Schleswig⸗holſteiniſche Flüchtlinge.] Die Dänen heben 
bekanntlich noch mit moͤglichſter Beſchleunigung die beurlaubten Solda⸗ 
ten der älteren Jahrgänge in Holſtein und in Schleswig aus, um ſie 
mit ſich ins däniſche Gebiet zu ſchleppen. Sehr viele dieſer Dienſt⸗ 
pflichtigen flüchten über die Grenze und befinden ſich ſchon jetzt im 
Mecklenburgiſchen und in Hamburg, aber in großer Noth, da ſie keine 
Exiſtenzmittel beſitzen. Für dieſe werden die aus den Sammlungen 
für Schleswig⸗Holſtein aufkommenden Gelder theilweiſe verwandt wer⸗ 


den koͤnnen und müſſen, um nicht die Unglücklichen aus Noth zurück 


über die Grenze und den Dänen in die Arme zu treiben. Mögen 
daher diejenigen, welche einen klaren Zweck der Sammlungen vermifs 
ſen oder nur den Bedrängten helfen wollen, für dieſe Flüchtlinge, aber 
raſch, ihre Hände öffnen. Kommt es jemals zur Bildung eines ſchles⸗ 
wig⸗holſteiniſchen Heeres, ſo ſind eben dieſe gedienten Soldaten die ge⸗ 
eignetſten, um deſſen Kern zu bilden. (Z. f. N.) 
Kopenhagen, 9. Dezbr. [Gerücht.] Dem „Hamb. Ztg.“ 
wird geſchrieben: Die große Neuigkeit, die man ſich hier in Hinſicht 
des ſchlechten Erfolges mittheilt, den die außerordentliche Geſandtſchaft 
des Contre⸗Admirals Irminger in Berlin und Wien gehabt hat, be⸗ 
ſteht dartn, daß der König Chriſtian IX. ſich dadurch ſo empfindlich 
berührt gefunden habe, daß er ſofort dem Conſeils-Präſidenten Hall 
Befehl ertheilt, den hier beglaubigten Geſandten von Preußen und 
Oeſterreich ihre Päſſe zuzuſchicken, mit dem Bemerken, daß die fortan 
zweckloſen diplomatiſchen Beziehungen dieſer beiden Geſandten als been⸗ 
digt angeſehen werden müßten. 
Oeſterreich. 
Wien, 11. Dezember. [Miniſterkriſis.] Die Krankheit des 
Herrn Staatsminiſters v. Schmerling hält die Entwickelung der von 
Einigen vergeblich geleugneten Miniſterkriſe auf. Nach den Angaben, 
welche uns aus Abgeordnetenkreiſen zukommen, liegt Schmerlings Ent⸗ 
laſſungsgeſuch im kaiſerlichen Cabinet noch unerledigt. Man ſagt, wenn 
etwa dieſes Entlaſſungsgeſuch von Sr. Majeſtät angenommen würde, 
wofür, aber auch wogegen bis jetzt keinerlei Indicien vorlägen, fo wer⸗ 


den mit Herrn v. Schmerling auch ſeine Collegen Laſſer und 


Hein austreten. In den Kreiſen, aus denen dieſe als glaubhaft an⸗ 
zunehmenden Notizen ſtammen, wird erzählt: Des Grafen Rechberg 
Verbleiben im Amte ſei dann natürlich geſichert, neben ihm würden 
auch Freiherr v. Meeſery, Herr v. Plener, Baron Burger und 
Graf Degenfeld ihre Portefeuilles behalten. Zum Nachfolger Schmer⸗ 
lings aber ſoll für dieſen Fall Fürſt Carlos Auersperg, der Präſi⸗ 
dent des Herrenhauſes, auserſehen ſein, und für die politiſche Admi⸗ 
niſtration an Herrn von Laſſers Stelle, meint man, werde dann ent⸗ 
weder Graf Beleredi, Statthalter von Böhmen, oder Freiherr von 
Poche, Statthalter von Mähren, treten. Dies die in parlamentariſchen 
Kreiſen verbreitete Verſion über unſere Miniſterkriſe. (Preſſe.) 
t ali e u. 

Turin, 10. Dez. (Im Abgeordnetenhauſe!] ward die De: 
batte über Sicilien fortgeſetzt und ſchließlich mit 206 gegen 52 Stim⸗ 
men folgender Beſchluß angenommen: Das Haus geht, indem es das 
Verfahren der Regierung billigt, zur Tagesordnung über. 

m Frankreich. 

Paris, 11. Dez. [Congreß.] Die Rückantwort des Grafen 
Rechberg auf die ein Congreßprogramm verweigernde Depeſche Drouyn 
de Lhuys iſt heute hier eingetroffen. Sie führt, an die erſte Antwort 
anknüpfend, dieſe weiter aus, nähert ſich der engliſchen Erwederung 
und kann als eine halbverhüllte Ablehnung betrachtet werden. Die 
„Moniteur“⸗Publikationen der an den Kaiſer gelangten Antwortsſchrei⸗ 


ben der Souveräne find geſchloſſen. — König Leopold hat den angebo⸗] Rente 


tenen Vorſitz bei dem Congreſſe abgelehnt. 


Provinzial-Zeitung. 


# Breslau, 14. Dez. [Verkehrsſtörungen.] Der heftige 
Sturm, welcher in der Nacht vom Sonnabend zum Sonntag über 
unſere Stadt dahinbrauſte, und geſtern faſt den ganzen Tag über wü⸗ 
thete, hat mannichfachen und bedeutenden Schaden angerichtet, und 
namentlich auf den Gang einzelner Eiſenbahnzüge den ſtörendſten Ein⸗ 
fluß ausgeübt. Dies war namentlich bei denen aus Oberſchleſien der 
Fall, wo der Orkan noch mit viel größerer Heftigkeit im Freien als 


(T. D. d. Wien. Ll.) 


bier auftrat und Bäume entwurzelt, Dächer abgedeckt, leichte Wagen 


auf den Chauſſeen umgeworfen und in den Straßengraben geworfen 
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hat, wie letzteres in der Nähe von Oppeln der Fall war. Der um 
6 Uhr fällige Poſtzug aus Myslowitz traf ekſt in der 10. Stunde ein, 
der Lokalzug aus Oppeln verſäumte faſt 4 Stunden, und der Mit⸗ 
tagszug aus. Oberſchleſien traf ebenfalls mit einiger Verſpätung ein. 
Er begegnete einem Güterzuge, der ſchon um 10 Uhr Vormittags hier 
ankommen ſollte, um 11 Uhr erſt in Brieg, wo er kaum von der 
Stelle konnte, da der Sturm dem Zuge gerade in die Flanken fuhr 
und der Maſchine auf dieſe Weiſe faſt den ganzen Dampf abſchnitt. 
Unter dem Einfluſſe des heftigen Windes hatten daher namentlich alle 
Güterzüge zu leiden. Doch iſt ſonſt kein Unglück dabei zu beklagen 
geweſen. Vielen Schaden richtete der Sturm in hieſiger Stadt 
an, wo er eine große Anzahl von Fenſterſcheiben, ſowie Laternen 
zertrümmerte, die Dächer beſchädigte und loſe Ziegelſtücke 
Strecken weit davontrug. In der Nähe der Küraſſierkaſerne 
brach er auch eine der dort an der Straße ſtehenden Birken 
um und legte ſich quer über die Straße, ſo daß die Paſſage momen⸗ 
tan gehemmt war. Außerdem beſchädigte er die Telegraphenleitungen 
und warf u. A. eine Telegraphenſtange unterhalb des Niederſchleſiſch⸗ 
Märkiſchen Bahnhofes um, ſo daß die elektriſche Leitung eine allerdings 
nur kurze Unterbrechung erlitt, denn der Schaden wurde bald ermittelt 
und die Stange nach kurzer Zeit wieder aufgerichtet. Im Innern der 
Stadt ließ er ſeine Wuth an verſchiedenen Gegenſtänden aus, und führen 
wir als Curioſum an, daß er die Figur des Mohren zwiſchen den beiden 
Fenſtern der Mohren-Apotheke derartig herabwarf, daß geſtern Früh 
nur noch die beiden Fuͤße des armen Schwarzen, die freilich niet⸗ und 
nagelfeſt waren, geſehen werden konnten. — Auf der Märkiſchen und 
Freiburger Eiſenbahn und der poſener Strecke ſind geſtern keine Ver⸗ 
ſpätungen der Züge eingetreten und kam auch der geſtrige Schnellzug 
aus Berlin zur reglementsmäßigen Zeit an. 

N. S. Wie wir eben hören, hat nicht der Sturm die Mohrenfigur an 
der Apotheke umgebrochen, ſondern es iſt dies von frevelhaften Händen ge⸗ 
ſchehen, und ſollen Perſonen bei dieſem Exceß betheiligt ſein, denen man eine 
ſolche Handlung ſonſt nicht zutrauen würde. 

. Bene Geſtern Nachmittag in der 2. Stunde wurde die Haupt: 
feuerwache nach dem Haufe Nikolaiſtraße Nr. 41 geholt, wo ſich im zweiten 
Stockwerke das Sattelholz eines aufgeſattelten und nur ſchwach verblendeten 
Schornſteins entzündet hatte und bei Ankunft der Feuerwehr in hellen Flam⸗ 
men ſtand. In wenigen Minuten war jedoch weiterer Gefahr vorgebeugt. 
— Ebenſo wurde in der 9. Stunde von den Thürmen ein Feuer in der 
Odervorſtadt de bis doch kehrte die ausgerückte Feuerwehr und auch die 
Landſpritze, welche bis 
daß das Feuer in der Ziegelei vor Polanowitz war. 


Glogau, 12. Dez. [Eine Beanſtandung,] Der Stadt: 
verordnete Eiſenbahnbetriebs⸗Director Herr Bail war von den Stadt: 
verordneten zum Stadtrath gewählt worden. Die königliche Regierung 
in Liegnitz hatte die Wahl beſtätigt und die ſchnellſte Einführung an⸗ 
empfohlen. In der vor 14 Tagen ſtattgefundenen Stadtv.⸗Sitzung 
ſollte dieſe erfolgen, mußte aber ausgeſetzt werden, weil Herr Bail ſich 
auf einer dringenden Geſchäftsreiſe befand. Sie ſollte hente ftattfinden. 
Die Mitglieder des Magiſtrats, Bürgermeiſter Berndt, die Stadträthe 
Schaedler, Oßwald, Mehnert, hatten ſich im ſchwarzen Frack 
eingefunden, um dem feierlichen Acte der Vereidigung des Hrn. Bail 
beizuwohnen, Da erhebt ſich beim Beginn der Sitzung der Stadt⸗ 
verordneten⸗Vorſteher Herr Dannemann und verlieſt ein Schreiben 
des Oberbürgermeiſters von Unwerth, in welchem dieſer mittheilt, 
daß er veranlaßt wordeu ſei, der Einführung des Stadtrath Bail 
vorläufig noch Anſtand zu geben. Dieſes Schreiben erregte 
allgemeines Aufſehen, aber noch Bedeutenderes die Erklärung des an⸗ 
weſenden Bürgermeiſters Berndt, daß ſowohl er, wie die anderen 
hnweſenden Magiſtratsmitglieder von dem verleſenen Schreiben über: 
raſcht wären und ihnen bis zu dieſem Augenblicke von dem Inhalte 
nichts bekannt geworden ſei. Die Stadtverordneten beſchloſſen ein⸗ 
ſtimmig, den Oberbürgermeiſter aufzufordern, ſofort darüber Auskunft 
zu geben, wer ihn veranlaßt habe, die Einführung zu beanſtanden. 
Die Aufforderung wird dem Genannten ſchriftlich zugeſtellt werden, da. 
es demſelben beliebt, nur in äußerſt ſeltenen Fällen in der Stadtver⸗ 
ordneten⸗Verſammlung zu erfcheinen*). Dieſer Vorfall ſteht wohl einzig 
und allein da, in der Stadt und zwar in allen Klaſſen der Bevölke⸗ 
rung iſt heute eine bittere Erregung gegen den Oberbürgermeiſter wahr⸗ 
zunehmen. Wir vernehmen jedoch aus guter Quelle, daß die Bean⸗ 
ſtandung der Einführung des Herrn Bail auf Veranlaſſung der koͤnig⸗ 
lichen Regierung in Liegnitz infolge einer Denunciation erfolgt ſein ſoll. 
Der Name des Denuncianten wird offen genannt, wir wagen ihn je⸗ 
doch nicht wiederzugeben. 


) In Breslau erſcheint ſeit vielen Jahren der Hr. a 
regelmäßig in den Sitzungen der Stadtverordneten. Red. 


O Hirſchberg, 12. Dez. [Die Sammlungen für Schleswig: 
Holſtein] werden in Folge der vom Ausſchuß der deutſchen Turnvereine 
und dem „alten Breslauer Turnverein“ ergangenen Aufrufe nun auch im 
hieſigen Turnvereine in Angriff genommen, und zwar mit beliebigen 
wöchentlichen oder monatlichen Beiträgen, deren Einziehung den Turnbezirks⸗ 
Vorſtehern obliegt. Nur in wenigen Fällen iſt bis jetzt die N) bon 
Beiträgen „aus Rückſichten“ unterblieben, ſonſt hält die Geſammtheit der 
Mitglieder dafür, daß die Betheiligung an der hochwichtigen nationalen 
Sache, der es gilt und der gegenüber alle Parteianſchauungen in den Hin⸗ 
tergrund treten ſollten, durchaus nicht dazu angethan ſei, daraus auf irgend 
welche politiſche Tendenzen des Vereins ſchließen zu laſſen. Sollten hieſige 
Turner als Freiwillige dem Dienſte Schleswig⸗Holſteins ſich unterziehen, 
ſo wird deren Unterſtützung von dem Ertrage der Sammlungen in nächſte 
Ausſicht genommen. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


— — — N 


10 5 | a t⸗ Wind⸗ 
ie Parſſer Fend, dle rd a Bas Zee richtung und Wetfer. 
tur der Luft nach Reaumur. rometer. ratur. Stärke. 
Breslau, 12. Dez. 10 U. Ab.] 325,13 | +5,2 W. 4. Bedeckt. 
13. Dezbr. 6 U. Mrg.] 325,17 473,8] W. 4. Bedeckt. 
2 U. Nachm. | 331,25 1,1] W. 3. Sonnenblicke. 
10 U. Abos, | 332,84 +04] W. 2. rübe. 
14. Dezbr. 6 U. Mrg.] 331,88 | 0,4] W. 2. Trübe. 


Breslau, 14. Dez. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 13 F. 3 Z. U.⸗P. — F. 7 g. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 12. Dez., Nachm. 3 Uhr. Die heutige Börſe war bei Beginn 
etwas feſter. Die Zproz. eröffnete zu 67, 25, hob ſich auf 67, 32%, machte 
dann 67, 20 und ſchloß unbelebt in träger Haltung zu 67, 30. Die übrigen 
Werthpapiere blieben ziemlich feſt. Conſols von Pan 12 Uhr waren 
917 gemeldet. Schluß⸗Courſe: Zproz. Rente 67, 30. Italien. öproz. 

1, 95. Italien. neueſte Anleihe —. Zproz. Spanier 51%. Iiprz. 
Spanier —. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 397, 50. Credit⸗Biobilier⸗ 
Aktien 1052,50. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 525, —. 

London, 12. Dez., Nachm. 3 Uhr. Silber 61%. Türk. Conſols 47%, 
Wetter heiter und ſchoͤn. Conſols 91%. [proz. Spanier 47%. Mexita⸗ 
ner "34%, Sproz. Ruſſen 92. Neue Ruſſen 88%. Sardinier 85. 

Wien, 12. Dez. Nachm. 124, Uhr. Creditaktien und 1860er Looſe matter. 
dun. Metalliques 74, 20. 4 proz. Metall —, —, 1854er Looſe 91, 50. 
Bank⸗Aktien 788, —. Nordbahn —, —. National⸗Anlehen 80, 80. 
Credit⸗Aktien 184, 40. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien⸗Cert. 186, —. London 
119, —, Hamburg 89, 75. Paris 46, 90. Gold —. Böohmiſche Weſt⸗ 
bahn 42 50, Neue Looſe 139, 60, 1860er Looſe 92, 85. Lomb. Eiſen⸗ 

ahn (Merz) 

Frankfurt a. M., 12. Dez., Nachm. 2% Uhr. Die Börfe war in etwas 
matterer Stunmung und wurden öſterreichiſche Effekten billiger abgegeben. 
Böhmiſche Weſtbahn 64. Finnländiſche Anleihe — Schluß ⸗Courſe: 
Ludwigshafen ⸗ Bexbach 138%, Wiener Wechſel 97. Darmitädter Bank⸗ 


„* 0 


ganze. 


Roſenthal geeilt war, bald zurück, da ſich herausſtellte, Fuss. Engl. Anl 


1 ai, Darn, Zettel⸗Bank 250. Sprez. Metalliques 60 . rez. 
etalliques 52. Nat i 
Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien 181. Deſterreichiſche Bankantbeile 762. 
Oeſterreich, Eredit⸗Aktien 177½. Neueſte Öfterceih. Anleihe 77%. Dekterr. 
Eliſabetbahn 109%. Rhein⸗Nahebahn 25%. Heſſiſche Ludroigsvahn 124. 
Hamburg, 12. Dez., Nachm. 2 Uhr 30 M. Anfangs feſt, ſchloß bei 
eringem Geſchäft matt. Geld unverändert. Valuten gut zu laſſen, ruhig, 
egen. Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe —. Oeſterr. Credit⸗Aktien 75. 
Vereinsbank 104 B. Norddeutſche Bank 101%. Rheiniſche 93%. Nord⸗ 
bahn 54. Disconto —. J 
Sambnrg, 12. Dez. [Getreidemarkt.] Weizen loco flau, ab aus⸗ 
wärts an Roggen ſoco unverändert, Königsberg dun be mit Blokade⸗ 
klauſel 60 bezahlt, ohne Blokadeklauſel fehlt jede Kaufluſt. Oel ſehr ftille, 
ga Bil pr. Dezbr. 23%, pr. Mai 24% B. Kaffee ohne größere Umſätze. 
ink ſtille. 
Viverppol, 12, Dez. n 5000 Ballen Umſatz. Preiſe 
feſt. Fair Dhollerah 22% — 23%. 
( ³ A e ̃ ² A Ta? TE RT 


Berliner Börse vem 12. Dezember 1863. 


Eisenbahn-Stamm-Aotien. 
Dividende pro 1881 1882 Zt. 


Fonds- und Geld-Oourse. 
Treiw. Staats-Anl. . 44% % 6 


Anl. von 186915 f 
eaten 850. 52 Aachen-Düsseld.} 2½ 31434192 bz. 
dito 1854 99 Aachen-Mastrich| — 4 126%, bu. 
dito 1856]4 } Amastord-Rottd. 104 bu. 
dito 1856144 19 Berg.-Märkische 105 ba. 
dito 1857 H Berlin-Anbailt... 152% br 
dito 165904 Berlin-Hamburg 119% ba 
d | Berl.-Potad.-Mg. 185 52 
Berlin-Stettin.. 20 ½% B 


4 
Staats-Sch eineſs 
4 gen Böhm. Weatb... 


Berli 2 2 Breslau-Freib... . 
5 ed e 8 Cöln-Minden.. .. 172%, ba. 
© \Pommersche.... Cosel-Oderberg. bz. 
E Posensche 4 — — dito St.-Prior. — — 
S lte 3 * — 1 — 8 8 
af di aı,hı adwgah.-Bexb. 
Et re A ln  Magd.-Halberst. |: 235 bz 
„Kur- u. Neumärk 4 |% Magd.-Leipzig.:. . — 
( Fommer scho.. 4 Magd.-Wittenbg. 12 
2 \Posensche...... 4 Mainz-Ludwgak.] 7 123 „1224, 128d. 
3 Preussischo 4 Mecklenburger. . 60%, v2 
2) Westph. u. Rhein 4 J Neisae-Brieger. . 82% bz. 
Sächsische. 4 45 Niedrsehl.-Märk. ?4 B. 
3\Schiesische.....4 13714 B et 1 — bn 1 
Louisd’or 1097, Pz et, bz. 9 1 181 he * 
Goldkronen 9.61%, G. Foln.Bankn. 851% ba. dito | de 
— . — 
dito C. 151½ bz. 
Ausländische Fonds. el 


Desterr. Metalliques. 5 524, B. Oestr.südl. 8t.-B 


185 26% a 
dito Tat.-Anl. . 4 7% 4 ½ ba. . 
dito Lott-A:v.60]8 i Neis. ba || Oppeln-Taru... * 
dito Ser Pr. A. 1 8% b e 104 6 
an Endl, Anf ibis 1 #78 be. bels-Nehebeha — | — [4 [21% be. 
dito 4% % Anl. 4 — Rhr. Cri. K. Gldb. | 345] 47 B. 
„ Tae | 4, | 8, f B. 
Poln. Pfaudbr. . 44 |- — — Thhringer‘.. ... 5% "lin 5. 
5 = III. Em.j4 79% ba 
* Dur Ku 45 5 * Bank und Industrie-Papiere. 
alto à 200 Fl. - — Berl. Kassen-V. } 5j$; 5j4j4 14 ©. 
Kurhess. 40 Thlr. . . 152%, Braunschw. B. 4 4 4 bu. u. G. 
Baden. 35 El. Loose.l— 40 U. Bremer F 4 =14 — „6 
Eisenbahn-Prioritats-Aotien. nn 
Berpg.-Markische 4 ½ 09 6. Geraer Bank.. 5%) 7½ 4 fan G. 
dito II. 4½08 ı Gothaer „ 4½% 5½ 4 6863 
dito IV. 4e Hannoversche B. 7 5 4 % 0 
dito III. v. 5. 3½8.][3½ʃ(79½% B Hamb. Nordd. B ö f 4 109% 8. 
Oom- Minden. 4½ 100% 8. „. Vereins-B.| 6,4! E14 108% @. 
dito 115 02% 0. Königsberger B.| 5} 54% 100 b. 
dito 4 03 G. Luxemburger B10 10 4 102 G. 
dito II. 8 Magdeburger B. 3% 4% any, ©, 
dito 0 ½% bs Posener Bank. I 5 4 02% m. 
7 dito IV. 8 5. Preuss. Bank- A. 4 62 4% 121 b 
3 e 86 G. Thüringer Bank] 2 3 4 = KRigkt. ba. 
— Weimu 7 A 
Fiederscht. Märk. . 4% 0 rei | E 
dito eonv.t 13% 6. Berl. Hand.- Ges 5 9 4 106% bz. 
dito 111.4 24 G. Loburg Credb. A. 3 8 4 689 . 
„ Ait IV. 8% 8. Darmstödter „ 5 676% 83 6. 
‚Niederschl. Zweigb. Dessauer m — 1 2 G. 
* nn —9—T 2 9 8. Disc.-Com.-Ant..| 6 | 71214 5 8 
erschlss. AK.. 5 Gonfer Gredb.A.| 2 ιn AKK, 47% tr. 
e B... 31% K Leipziger „ 33 4 72 B. 15. G 
dito O. u D.J4 Meininger 6 7 4 Js etw. bz. 
dito E.. Fi MoldauerLda.-B.| — | 2 30 @ 
r 4 Ogsterr.Cradb.A.) 7% ss 176% & 75%, ba, 
Vest. Franz. 1 3 Schl. Bauk-Ver. 66 4 100 0 
zen a Ra * 8 
ein. 7. St. gar... Miner ra — 4 ja1 bz u G. 
Rhei:.-Nahe-B, gar..j4 Fbrv.Eisenbbdf.| — | — 43 8. 
3 „ eehgel- Oourse. 
msterdam Fl. . 10T. 142% bz. I Augsburg 100 Fl. 2 M. 55. 22 0 
dito dito 2 M. 141% bz Lelpelg 100 Thlr. 48 T. 90 8. 
Uamburg 300 Mk. 5 T. 52. to dito 2 4.191, G, 
dito dito 2 M. 150 ½% ba Frankfurt a. M. 100 Fl.] 2 M. 88. 24 6 
London 1 Lat.. 4. „0% b⸗ Petersburg 100 8. R. J W.|9%% ba. 
Paris 300 Eres 2 M.]79% u. dito dito 3 MN, ba. 
Wien 150 FI.. 83 8. Warschau 90 8.-R. 8 1.3% bz. 
dito dito 2 3.82% @. Bremen 100 Thlr.. 8 T. 100% ba. 


* Breslau, 14. Dezbr. Wind: Nord. Wetter: trübe. Thermome⸗ 
ter Früh 4° Wärme. Bei 1 Kaufluſt und mittelmäßigen Zufuh⸗ 
ren war der Geſchäftsverkehr heut ſehr beſchränkt. 

Weizen ſtilles Geſchäft, pr. 84 Pfd. weißer 52—67 Sgr., gelber 52 
60 I feinſte Sorten über Notiz bezahlt. — Roggen behauptet, pr. 
84 Pfd. 39—41 Sgr. — Gerſte vernachläſſigt, pr. 70 Pfd. weiße 35— 
37 Sor., gewöhnliche 30 — 34 Sgr. — Hafer feſt, pr. 50 Pfd. 26— 
28 Sgr. — Erbſen wenig beachtet. — Widen wenig angeboten. — Schle⸗ 
fühe Bohnen ſtill. — Schlaglein vernachläſſigt. — Oelſaaten ftill, 
— Rapskuchen feſt, e ar pr. Etnr. 


r. pr. Sch Sgr. pr. Schff. 

Weißer Weizen RR 53—62—67 o 45—47— 50 
Gelber Weizen 52—57—61 Sgr. pr. Dada f. Brutto, 

Roggen 384042 Schlag⸗Leinſaat 48—168— 188 

Serie... 30-3438 Winter⸗Naps. 183—193— 203 

due Rh 25—27—28 Winter⸗Rübſen 173—180— 193 

fen 45—50—54 Sommer⸗Nübſen... 145—155—167 

„ Kleeſgat — feit, — rothe ordinäre 10—11 Thlr., mittle 11% 

bis 12% Thlr., feine 12% —13% Thlr., hochfeine bis 13 lr., — weiße 

ordinäre 10— 127 Thlr., mittle 1374 —15% Thlr., feine 16%—17% Thlr., 


hymothee 574 
Kartoffeln 7. Sad 150 Pfd. Netto 26—36 Sgr., Metze 14 —1 1 Sgr. 


or der Börfe. 
Rohes Rüböl pr. Ctr. loco und Dezember 114, Thlr., pr. hiahr 
1 Thlr. — Spiritus pr. 100 Quart à 80 % Tralles loco und Dezember 


—— — —— — — — 
Theater, Repertoire. 

Montag, den 14. Dezember. Gajtipiel des Herrn Alexander Liebe. 
„Doktor Kobin.“ Luſtſpiel in 1 Akt, nach dem Franzoͤſiſchen des Pre⸗ 
mary von Friedrich. (Garrit, Hr. Alexander Liebe.) 2 „Aleſſandro 
Stradella.“ Romantiſche Oper in 3 Akten mit Tanz von W. Friedrich. 
e 5 5 rg 5 sl: gel Dr i 8 ar 5 au 

am eiß, Fräul. Klinge er, Fräul. Anſtenſen, Hr. Weilen⸗ 
bed und Hr. Weiß. x 8 


Zur bevorſtehenden Repräſentanten⸗Wahl werden nachbenannte 
Herren, welche bereits ihre Befähigung in gewiſſenhafter Verwaltung 
verſchiedener Stadt: und Gemeinde⸗Ehrenämter bewährt haben, als 
Kandidaten angelegentlichſt empfohlen: | [6083] 

1. Moſes Borchert. 

2. L. S. Cohn. 

3. Pr. Davidſon. 

4. H. Eppenſtein. 

5. Heimann Fränkel. 

6. Jacob Freund. 

7, Julius Haber. 


10. S. Kaufmann. 
11. Jacob Landau. 
12. Dr. Lobethal. 
13. Salo Plesner. 
14. B. Rabe. 
15. E. Schleſinger, Ring 8. 
16. S. W. Schefftel. 
8. J. Z. Hamburger. 17. H. Schweitzer. 
9. Hirſch Joachimsſohn. 18. Sal. Weigert. 
? Viele Gemeinde-Mitglieder. 


ö Verantwortlicher Redacteur: Dr Stein. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


1858er Looſe 73%. Oeſterreich. National + Anleihe 68. 


